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Für die Beurteilung‚ ob ein Versicherter erwerhsun«

fähig i„S„ des S'1247 Abs„ 2 EVO istg_ist es erheb—

“lich? daß ArbeitsPlätzeg die er mit der ihm vera
bliébenen‚Leistungsfähigkeit noch ausfüllen kann?.

seien sie frei oder besetzt? vorhanden sindo

Es ist auch erheblich3 in welcher Zahlfsolche Ar—

beitsplätze vorhanden sind„‚ ' '

Der Versicherte darf auf Tätigkeiten nur verwiesen

werden9 wenn ihm für diese Tätigkeiten der Arbeits«'

markt praktisch nicht verschlossen ist„

DemVersicherten ist der Arbeitsmarkt praktisch ver—
schloslserrJ wenn das Verhältnis‘der im Verweisung5e '

;gebiet_vorhandeneng für den Versicherten in Betracht

kommenden Teilzeitarbeitsplätze zur Zahl der.Interw

- essenten für solche Begehä£tigungen ungünstiger ist

'5)

6)

als_?5 :.-lOO°

Ein Versicherter muß sich grundsätzlich auf das
Arbeitsfeld des gesamten Buhdesgebietes verwéiSen

lassen° Kann der Versicherte jedoch nur noch Weniger

.als halbschichtig tätige_ein9 so darf er in der Re;

gel nur auf solche Tätigkeiten verniesen werden?

für die Arbeitsplätze an seinem Wohnort oder in

dessen näherer täglich zu erreichender Umgebung

vorhanden sind°

Es ist nicht allgemein Zulässig‚ kann
aber im Einzel—

fall vertretbar sein„ die Ermittlungen über das Vor—
handensein von Teilzeitarbeitsplätzen auf Anfragen

an die Arbeitsverwaltung zu beschränken„ '
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A

Der Kläger des beim 12„ Senat äes Bundessozialgerichts
(BSG) schwebenden Ausgangsverfahrens ist im Jahre 1901

geboren; er war von 1945 an Vorzeichnero Die beklagte

Landesversicherungsanstalt (LVA) gewährte ihm durch Be—

scheid vom 17„ Dezember 1962 Rente wegen Berufsunfähig—

keit (EU) von Juni 1962 an; sie lehnte es aber ab? die

von dem Versicherten erstrebte_Rentc wegen Erwerbs—

unfähigkeit (EU) zu gewähren°

Die hiergegen gerichtete Klage hat vor dem-Sozialge—

richt (SG) Erfolg gehabt„ das Landessozialgericht (LSG)
Nordrhein—Westfalen hat_sie dagegen durch Urteil vom '

10„ Oktober 1965 abgewieseno Es hat in tatsächlicher

‚Hinsicht festgestellt3 der Kläger könne infolge gesund—

heitlicher Schäden nur noch.vior bis fünf Stunden täg—

lich leichte Arbeiten verrichten, z„Bo Kleinteile sorm
tieren oder stanzen‚ Kontrollarbeiten ausführen9

Schlösser zusammensetzen‚ Schalttaieln überwachen?
kleinere Gegenstände verpacken und als Fahrradwächter

_oder als Wächter in Parkhäusern tätig sein„ Bei dieser

Sachlage — so meint das LSG — sei der Kläger? Weil.er
tatsächlich noch täglich erwerbstätig sein könne? nicht

“erwerbsunfähig i„S° des % 1247-Abs„ 2 der Reichsver—
sicherungsordnung (EVO)° Für die Frage der Erwerbsfä—
higkeit komme es nämlich allein auf die ursächliche

Verknüpfung zwischen Gesundheitsstörungen und der Fä—

higkeit zum Ausüben einer Erwerbstätigkeit an„ nicht
aber, wie das BSG in mehreren Urteilen ausgesprochen

habe„ darauf9 ob.es_dem eingeschränkten Leistungsver-

mögen des Rentenbewerbers angepaßte Arbeitsplätze —
frei oder besetzt — in nennenswerter Zahl gebe„

_ n _
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Der mit der — zugelassenen w_Revision des Klägers befaßte

120 Senat hat in den Fragen? über die das Berufungsgericht
entschieden'hat9 Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung
gesehen; Er hat diese — unten wörtlich wiedergegebenen —
Fragen dem Großen Senat zur Entscheidung vorgelegt9 weil

nach seiner Auffassung sowohl die Fortbildung des Rechts

als auch die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung

eine Entscheidung durch.den Großen Senat erfordern (@ 45

de5_Sozialgerichtsgesetzes »_SGG —)° Zur Begründung seiner

Auffassung? die Einheitlichkeit der Rechtsprechung sei ge—
fährdet? hat der 12° Senat vor allem darauf hingewiesenÜ

daß der Rechtsprechung des BSG?

bei der Prüfung der EU'könne der Versicherte grundé

sätzlich nur auf Tätigkeiten v_erWiesenmerdéhD für

die es Arbeitsplätze zumindest in nennenswerter Zahl

überhaupt gebe (so Z„B„ SczR Nr; 5-zu % 1247 RVG und

BSG19? 147)? '

nicht nur von den Instanzgerichten weitgehend die_Gefolg—

schaft versagt werde9 sondern daß auch innerhalb der für
Angelegenheiten der Rentenversicherung zuständigen Senate

fdes BSG die Meinungen sehr unterschiedlich seieng'die

Mehrheit der Richter jedenfalls nicht mehr die bisherige

Rechtsprechung ohne Einschränkungen billige; dies habe

eine Umfrage beim log 409 5„ und 115 Senat ergebeno

Die dem Großen Senat vorgelegten Fragen lauten:

I

1) Ist es dafür‘) ob ein Versicherter erwerbeuhfähig im

Sinne des %12@7‘Abso2 der RVGist? erheblich? ob
Arbeitsplätze (Arbeitsgelegenheiten)? die er mit .

seiner ihm Verbliebenen Leistungsfähigkeit noch

ausfüllen kann? seien sie frei oder-besetztg vor“
handen sind?

_.5...
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2) Im Falle der‘Bejahung der Frage zu 1):

Ist es erheblich, in welcher Zahl solche Arbeithelegen—

heiten vorhanden sind?

5) Im Falle der Bejahung der Frage zu 2):

Darf der Versicherte auf solche Arbeitsgelegenheiten

nur dann verwiesen werden„ Wenn sie in (zumindest)

nennenswerter oder mehr als nur bedeutungsloser oder

nicht ganz unerheblicher Zahl oder aber in ausrei—

chender oder genügender oder praktisch ins Gewicht

fallender Zahl vorhanden sind? 7

4) Im Falle der Bejahung der Frage zu 5):

Nach welchen Grundsätzen oder Maßstäben ist die erfor—

derliche Zahl näher zu bestimmen?

5) Im Falle der Bejahung der Fragen zu 4)‚ 2) oder 5):

Müssen die Arbeitsgelegenheiten_am Wohnort des Ver“

sicherten bzw„ in dessen näherer täglich zu erreichen—

der Umgebung vorhanden sein?

6) Ist es zulässig, die Ermittlungen über das Vorhandene

sein von Arbeitsgelegenheiten auf Anfragen an die Ar—

beitsverwaltung zu beschränken?

II ,
Oder bedarf es wegen des vom Gesetzgeber des 5 1247 Abs°

RVO im Einklang mit der sozialen Wirklichkeit vorausge—
setzten Vorhandenseins von Arbeitsgelegenheiten jedweder

Art keiner Feststellung darüber: daß der Versicherte die

ihm verbliebene Leistungsfähigkeit in einer Arbeitsgelegen—

heit verwerten kann?
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Der Große Senat hatte vorab von Amts wegen zu prüfena ob

die Zusammensetzung der Richterbank den Vorschriften des

Gesetzes entspricht„

Die Besetzung des Großen Senats richtet sich nach_dem Grund

der Anrufung„ Während bei einer Anrufung zur Fortbildung des
Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung

(@ 45 SGG) lediglich der anrufende Senat die sich aus S 41

Abs„ 1 SGG ergebende Besetzung des Großen Senats — PräsidentJ

sechs weitere Berufsrichter und vier ehrenamtliche Richter »

um ein beruisrichterliches Mitglied verstärkt? tritt bei einer

Divergenz—Anrufung nach 5 42 SGG außerdem noch ein Mitglied
desjenigen Senats hinzu.J von dessen Entscheidung der vorlegen—

de Senat abweichen will (@ 41 Abs„ 5 Satz 2 SGG)„ Soll von
Entscheidungen mehrerer Senate abgewichen werden5 so sind

alle diese Senate beteiligt (BSG 29‚ 2253 227)° Im vorlien

genden Falle hat der anrufende 12° Senat sich ausdrücklich

auf 5 45 SGG als Anrufungsgrund gestützt° Dies enthebt den'
Großen Senat jedoch nicht der Prüfung? ob sich die Vorlage

ihrem Inhalt nach nicht doch als Divergenz—Anrufung nach

% 42 SGG mit den angeführten Auswirkungen auf die Zusam»
mensetzung des Großen Senats darstellto Eine besondere Vera

anlassung zu
dieser Prüfung besteht deshalb? weil in dem

Vorlagebeschluß die zur Entscheidung vorgelegten Rechts—

fragen nicht lediglich aufgeworfen und nach dem gegen—

wartigen Stand der Rechtsprechung und dem Schrifttum be—

sprochen werden„ sondern erkennbar Kritik geübt wird an

der bisherigen Rechtsprechung aller Rentenversicherung3w

senate des BSG? daß es für die Frage nach der EU eines

Versicherten darauf ankommeD ob es der ihm verbliebenen

Leistungsfähigkeit angepaßte Arbeitsplätze‚ seien sie frei

oder besetzt9 in zumindest nennenswerter — oder ähnlich
umschriebener — Zahl gibt (so insbesq BSG 19,J 147 und SozR

Nrn„ 5‚ 83 11 und 12 zu 5 1247 RVO)D Gleichwohl sieht der

_’7.„
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Große Senat in dem Vorlagebeschluß keine Entscheidung des

Inhalts, daß der l2„ Senat7 was Voraussetzung für eine An«

rufung nach 5 42 SGG wäreü entschlossen gewesen sei? von der

bisherigen Rechtsprechung des BSG abzuweicheno Die Be—

gründung des Beschlusses:' die allein auf einen anderen als

den in seinem Eingang bezeichneten ßnru£ungsgrund des @ 45

SGG hindeuten könnte9 gibt nicht eine im hege der Abstimmung

ermittelte Rechtsauffassung der drei Berufsrichter und der

beiden ehrenamtlichen Richter des erkennenden Senats wie—

der„ d„h„ der Richterbankg welche in der vorliegenden Streitm

sache die Anrufung des Großen Senats beschlossen hat (5% 409
55 SGG), sondern stellt nur_die „ in sich.nicht übereinw

stimmenden - Meinungen der vier durch die Geschäftevcr«

teilung dem l2„ Senat zugeteilten Berufsriehtcr zusammen

und teilt ohne daß erkennbar wäre? ob die ehrenamtlichen

Richter sich eine abschließende oder auch n11r verläufige

%1nung zu der b-sherigen Rechtsprechung des BSG gebildet
hatten,

lediglich mit‚ daß der Senat “zu der Ansicht neigt“9

tan sollte an jener Rechtsprechung nicht mehr festhaltene

Einen hinreichenden Anhalt dafür5 daß der 120 Senat über
das iufzeigen von ernsthaften Bedenken hinaus sich auf ein

Abweichen von der bisherigen ReChtsprechung des BSG bereits

festgelegt und dementsprechend den Anrufungsgrund'des % 42

an Stelle des von ihm angegebenen % 45 SGG gemeint hätte:J

hat der Große Senat in dem Vorlagebeschluß nicht gesehen°

Seine Besetzung unter Zuziehung des Präsidenten des er”
kennenden Senats, aber ohne zusätzliche Berücksichtigung

der anderen Senate‚ die an der bisherigen Rechtsprechung

des BSG beteiligt sind? entspricht demnach dem Gesetz
(5 41 Abs„ 5 SGG)„

Der Große Senat hat auch die Zulässigkeit der Vorlage nach

8 45 see bejaht„ Der in dieser Vorschrift eröffnete Weg
zur Anrufung des Größen Senats war_dem 12c Senat nicht

deshalb versperrt‚ weil er verpflichtet gewesen wäre) nach

„ 8 _
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5 42 SGG vorzugehen„ Zwar wird man annehmen dürfeng daß
die Anrufung nach 5 42 grundsätzlich derjenigen nach 5 45 SGG

vergeht (so BFH 923 1883 192 zum Verhältnis der Absätze 5
und @ des @ ll der Finanzgerichtsordnung)$ im vorliegenden

Falle waren jedoch für den erkennenden Senat die Voraus»

setzungen für eine Anrufung des Großen Senats nach 5 42 SGG
nicht gegeben? weil der erkennende Senat sich zur Abweibhung

von der bisherigen Rechtsprechung der anderen Rentenversiche—

rungssenate „ noch — nicht entschlossen hatte„ Dem im Gesetz

geregelten Fall9 daß ein Senat von der Rechtsprechung eines

anderen Senats abweichen will„ ist der Fallj daß ein Senat
bloße Zweifel an einer bestehenden Rechtsprechung hat? nicht

gleiehzuerachten„ Jedenfalls bietet das Gesetz hierfür keine

Stütze„ Wollte man in einem Falle der angeführten Art einen

Senat zwingen? für oder gegen die bestehende Rechtsprechung

Stellung zu beziehen„ so würde manche _ an sich erwünschte „
Anrufung nach 5 45 SGG verhindert werden; denn für eine Anm

rufung.nach % 45 SGG findet sich erfahrungsgemäß eher eine

Mehrheit als für ein Nein gegenüber einer bestehenden Rechte

sprechungo Abgesehen davon bietet der Weg des % 45 SGG besSew

‘re 1‘Eöglichkeiten9 dem Großen Senat nicht nur Einzelfragen9
in denen eine Divergenz hervortrittg sondern ganze Fragene

komplexe zur Beurteilung vorzulegeno Gerade diese Überlegung

kann im vorliegenden Falle in Hinblick auf die Vielschichm

‚tigkeit der mit dem Begriff der Erwerbsunfähigkeit zusammen«

hängenden Fragen bei der Beschlußfassung des 129 Senats im
Vordergrund gestanden habenn Die hier vertretene Auffassung9-L I:;

daß bloße Zweifel an der Richtigkeit einer bestehenden Rechte

sprechung den Weg des 5 45 SGG offen lassen‚ wird noch gew

stützt durch die bereits angeführte Entscheidung des BFH (aaO

°
l92)° Danach soll eine Anrufung des Großen Senats zur

Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung auch dann9 wenn
die Voraussetzungen der Divergenz—Anrufung gegeben sinda z°B„

03

eine Divergenz objektiv vorliegt3 nicht ohne weiteres unzue

‚_g__.
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lässig sein? vielmehr nur? wenn sie auf Willkür oder sach—

fremden Erwägungen beruht°

Die in € #3 SGG geforderten Anrufungsvoraussetzungen sind

erfüllt° Die zur Entscheidung vorgelegten Rechtsfragen

sind von so weittragender Bedeutung für das gesamte Ge—

biet der Rentenversicherung und darüber hinaus? daß die

Grundsätzlihhkeit dieser Fragen außer Zweifel steht„ Desm

halb kann unentschiedeh bleiben‚ ob allein der erkennende

Senat die Anrufungsvoraussetzung der Grundsätzliohkeit zu

beurteilen oder der Große Senat insoweit ein Prüfungen

recht hat„ Die weitere Voraussetzung.J daß nach der Rufe

fassung des erkennenden Senats die Fortbildung des Rechts

oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung die

Anrufung erforderta hat der 129 Senat in buuug auf beide

Alter-nativen "bejahtg Hieran ist der Große Senat gebunden
(BSG l@‚ 246„ 24?)„ In eigener Zuständigkeit hat der
Große.8enat die Entscheidungserheblichkeit der vorgeleg—

ten Fragen in bezug auf die Rechtsfindung in dem Ausgangs=

verfahren des 12„ Senats bejaht°

C

Die Entsoheidung des Großen Senats über die vorgelegten

Rechtsfragen beruht auf folgenden Gründen:

I

Das Kernstück der Vorlage ist — für die Annahme von EU —
die Frage nach der rechtlichen Bedeutung des Vorhanden—

seine von Arbeitsplätzen5 die ein in seiner Leistungs—
fähigkeit beschränkter Versicherter noch ausfüllen kann

{Frage 13 l)° '

—-le-—
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“—i der Beantwortung dieser Frage ist der Große Senat

& Wortlaut der in @ l247 Abs° 2 EVO niedergelegten ge—
setzlichen Regelung ausgegangen (wörtlich übereinstimmend

T (') |-
-‘

<
,

0 f'

24 Abs„ 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes — AVG —

C
(F

'J

und 3 47 Abs° 2 des Reichsknappschaftsgesetzes — EKG w)„

Each dieser Vorschrift ist ein Versicherter erwerbsunfähiga

wenn er ”infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen Oder

von Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte auf

nicht absehbare Zeit eine Erwerbstätigkeit in gewisser Regel—

mäßigkeit nicht mehr ausüben oder nicht mehr als nur geringe

f“gige Einkünfte durch Erwerbstätigkeit erzielen kann”° Hier«

nach wird die Gewährung einer Rente davon abhängig gemacht„

daß es bei dem Versicherten an der Fähigkeit fehltj entweder

eine Erwerbstätigkeit in gewisser Regelmäßigkeit auszuüben

oder Einkünfte in einer bestimmten Größenordnung durch Erw

werbstätigkeit zu erzielen° Nach dem Sprachgebrauch bedeutet

diesa daß es nicht allein auf die Arbeitsfähigkeit des Verm
sicherten ankommt„ sondern daß die‘Fähigkeit gemeint ist? durch

Arbeit einen auf gewisse Dauer gedachten Erwerb zu erzielenCl

also die Arbeitsfähigkeit in geldwerte Güter umzusetzen° Für

diesen Wortsinn spricht vor allem die zweite Alternative der

Vorschrifta in der ausdrücklich auf die Fähigkeit? "Einkünfte
durch Erwerbstätigkeit zu erzielen“„ abgestellt ist° Hier—

nach kommt es also für die Gewährung einer Rente nach 5 1247

EVO? obwohl diese Vorschrift — im Unterschied zu @ l2ß6 Abs° 2

EVO — nicht den Ausdruck ”Erwerbsfähigkeit” enthält? nicht

nur auf die Fähigkeit des Versicherten an? Arbeit zu vera
richten? sondern darüber hinaus auf seine Erwerbsfähigkeita

Da es aber an der Fähigkeit zum Erwerb praktisch fehltD wenn
kein Arbeitsplatz oder keine Arbeitsgelegenheit vorhanden ist5

bietet schon der Wortlaut des Gesetzes eine Stütze dafür? daß

es für die Annahme von EU auf das VOrhandensein eines den

Fähigkeiten des Versicherten entsprechenden ArbeitsPlatzes

ankommt° Dem steht nicht ohne weiteres entgegena daß von dem

Vorhandensein bzw„ Nichtvorhandensein von Arbeitsplätzen im
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Gesetz nicht ausdrücklich gesprochen wird? vielmehr nur
Krankheit„ andere Gebrechen und Schwäche der körperlichen

oder geistigen Kräfte als Ursachen dafür? daß eine Erw

werbstätigkeit nicht mehr uneingeschränkt ausgeübt werden

kann„ genannt sind„ Der Wortlaut des Gesetzes zwingt name

lich nicht zu dem Schluß? daß Krankheit„ Gebrechen oder
schwache der körperlichen oder.geistigen Kräfte die allein

nigen Ursachen für den Wegfall oder die Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdB) sein müßten; er deckt auch den

‘Sachverhaltg daß ein Versicherter wegen erheblicher Ge»

brechen in mancherlei Hinsicht nicht mehr einsatzfähig

ist? aber trotzdem ein regelmäßiges Ernerbscinkownen era

zielen könnte? wenn er einen seinem Gesundheitszustand

entsprechenden Arbeitsplatz hätte? einen solchen jedoch

nicht finden kann? z„Ba weil es ihn praktisch nicht gibt„

Es läßt sich nicht leugnen? daß auch in einem solchen
Falle die Gebrechen des Versicherten ursächlich sind für

seine Unfähigkeit„ ein Erwerbseinkommen zu erzielen“ nenne
gleich als weitere (Nite) Ursachen „ im philosophischm

logischen Sinne — sonstige Umstände„ wie das Fehlen von

Arbeitsplätzen? hinzukommen;

Für die Auslegung der somit schon ihrem Hortlaut nach

nicht eindeutigen Vorschrift (vgla BSG 8023 Nr„ 5 zu.

5 1247 RVG) sind in erster Linie die Entstehungsge«
schichte des 5 1247 RVO„ dessen GesetzesvorläUfer und

die zu ihnen ergangene höchstrichterliche Rechtsyrechung

von Bedeutung„ Die Gesetzesvorläufer der jetzigen3 auf
der Rentenreform von 1957 beruhenden Regelung lassen vor
allem erkennen? daß seit Anbeginn der gesetzlichen Rentenm

versicherung in allen ihren Zweigen Versichertenrenten0

die nicht wegen Alters gewährt werden? an
die Minderung

nicht nur der Arbeitsfähigkeit‚ sondern der Erwerbsfähigm
keit anknüpfen? nämlich an die Minderung der Fähigkeit?

durch Ausübung einer Erwerbstätigkeit ein Entgelt zu er"
werben„

_ lg „JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 12 _

Nach 5 9 des Gesetzes betreffend die Invaliditäts— und Alters■

versicherung vom 22„ Juni 1889 (BGBl I 97) erhielt der Ver“

sicherte Invalidenrenteg der dauernd "erwerbsunfähig” war°
EU lag vor,) wenn der Versicherte infolge seines körperlichen

oder geistigen Zustandes nicht mehr imstande war; durch eine

„„„„„
Lohnarbeit-mindestens einen Betrag zu verdienenD der

sich aus einem Sechstel des mit Beiträgen belegten_Lohnes
und einem Sechstel des ortsüblichen Tagelohnes zusammen■

setzte° Diese Vorschrift machte also die Gewährung der In—

validenrente davon abhängig? daß der Versicherte nicht mehr

fähig war() durch Verrichtung von Tätigkeiten? die seinem

Leistungsvermögen entsprachen? einen bestimmten Lohn zu
verdienen„ — Nach % 15’Abso 2 des Invalidenversicherungs—

gesetzes vom 150 Juli 1899 (BGBl I 465) erhielt 1nvaliden«

rente der Versicherte? der im Sinne des 5 5 Abso 4 des

Gesetzes dauernd "erwerbsunfähig" war° Diese Voraussetzung
traf zu9 wenn die Erwerbsfähigkeit des Versicherten infolge

von Alter„ Krankheit oder anderen Gebrechen dauernd auf

weniger als ein Drittel herabgesetzt war; das war anzue

nehmen? wenn der Versicherte nicht mehr imstande war5 durch
eine seinen Kräften und Fähigkeiten ent5prechende Tätigkeit

occaaa ein Drittel desjenigen zu erwerben5 was körperlich

und geistig gesunde Personen „°°°° durch Arbeit zu ver■
dienen pflegten° Hiernach kam es also ebenfalls darauf an?

Ob der VerSicherte fähig war? durch Arbeit ein Entgelt zu
erwerben° — Nach @ 1255 EVO in der — ursprünglichen „

Fassung von 19„ Juli 1911 (BGBl I 509) erhielt der Ver—
icherte Invalidenrentep der infolge von Krankheit oder

nde ren Gebrechen “invalide” war° Als invalide galt5 wer

nicht mehr imstande war durch eine seinen Kräften und

;}

Fähigkeiten ent5preohende Tätigkeit „°„„°„„.ein Drittel

dessen zu erwerben? was vergleichbare gesunde ?ersonen

durch Arbeit zu verdienen pflegten„ In der hier ange«
führten Vorschrift fehlte zwar „ im Unterschied zu den

3 _
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‚früheren Regelungen — ein Ausdruck wie "Erwerbsunfähig—

keit" oder ”Minderung der Erwerbsfähigkeit”; der Sache
nach hatte sich aber die Rechtslage insoweit nicht gem
ändert; denn die Minderung der Fähigkeit‚ ein Entgelt

in bestimmter Höhe zu erwerben‚ ist gleichbedeutend mit
einer MdE„ _ Während die hier in Rede stehenden Vor—

schriften in der Neufassung der RVO durch die Bekennt—

machung vom 15„ Dezember 1924 (RGB1 I 779) keine Änderung

erfuhren9 wurde durch die Verordnung vom 170 Mai 1954

(BGBl I 419) die Regelung der Invalidenrente zwar mit einer

anderen Paragraphenbezeiehnung.(5 1254) eingeordnet und in

redaktioneller Hinsicht neu ge'i‘aßt3 sachlich änderte sich
jedoch hinsichtlich des Grundes der Rentengewährung nichts°

— Insoweit brachte auch das Sozialversicherungs-Anpassungs—

gesetz vom 170 Juni 1949 (WiGB1 5° 99) keine Änderung;

es milderte lediglich die Anspruchsvoraussetzungen für die
Invalidenrente dahin, daß die Grenze von einem Drittel des
Lohnes eines vergleichbaren gesunden Versicherten auf die

Hälfte dieses Lohnes verschoben wurde°

Die beiden anderen Rentenversicherungszweige bieten ein

ähnliches Bild„ In der Angestelltenversicherungerhielt

nach S 25 des Versicherungsgesetzes für Angestellte vomi
20„ Dezember 1911 (RGB1 I 989) Ruhegeld7 wer aus gesund=

heitlichen Gründen ”zur Ausübung seines Berufe“ dauernd

unfähig war° BU lag vor‚ wenn die ”Arbeitsfähigkeit” des

Versicherten auf weniger als die Hälfte derjenigen eines

gesunden vergleichbaren Versicherten herabgesunken war°
‚Daß hier von EU, nicht aber von Invalidität gesprochen

wird‚ daß auf das Absinken der Arbeitsfähigkeit — nicht

der Erwerbsfähigkeit — abgestellt ist und daß nicht aus—
drücklich die Fähigkeit? Entgelt zu erwerben‚ genannt ist?

bedeutet keine Abweichung'von den für die lnvalidenver—

sicherung geltenden Grundsätzenu Auch in der Angestellten«

_ 14 _
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versicherung kam es letztlich darauf an9 ob die Erwerbs—

fähigkeit des Versicherten gemindert war; dies wurde an—

genommen? wenn er nicht mehr in der Lage war„ seinen bis—

herigen Beruf und andere Berufe innerhalb seiner Berufen

gruppe zu verrichten? mit denen er Entgelt erwerben konnte°

Die Minderung der Arbeitsfähigkeit war untrennbar verbunden

mit der Fähigkeit? Entgelt zu erwerben° — Die Neufassung des

AVG vom 280 Mai 192% (BGBl I 565) und die von 17° Mai 1954

(RGBl l 419) änderten die Paragraphenfolgea die zuletzt ge—
nannte Verordnung faßte auch den Begriff der EU neu? in der
ursächlichen Verknüpfung zwischen den gesundheitlichen

Schäden und der NdE des Versicherten trat jedoch keine

Änderung ein°

In der knappschaftlichen Rentenversicherung bedarf es bei

dem hier angestellten Vergleich nur noch einer Untersuchung

der Invalidenpension3 die später mit Knappschaftsrente und
seit dem 10 Januar 1957 als Bergmannsrehte bezeichnet wird;

für die übrigen knappschaftlichen Renten„ die in ihren Grund”

Zügen den jeweiligen Renten der Invalidenversicherung und der

ingestelltenversicherung entsPrachen„ gilt das bei der Eee

handlung dieser Versicherungszweige bereits Gesagte„ Die

lnvalidenpension wurde gewährt‚ wenn der Versicherte berufsm

unfähig war() Dieser Begriff der BU wurde gesetzlich erst

später reregelt9 erstmalig durch 5 55 EKG iodoFo der Vera

ordnung vom 17„ Mai 1954 (BGBl I 419)„ Danach war beruf5w

unfähig der Versicherte(] der aus gesundheitlichen Gründen

nicht mehr in der Lage war3 seinen bisherigen Beruf oder
einen im wesentlichen gleichwertigen und gleichartigen anw
deren Beruf auszuüben„ Auch bei dieser Formulierung wurde

BU angenommen9 wenn die Erwerbsfähigkeit9 d.‚ho die Fähig—

keitj durch Ausübung einer Tätigkeit Entgelt zu erwerbenD

in einem bestimmten Grade gemindert war„ — Durch die Ver»

ordnung über die Neuordnung der Rentehversicherung im Bergbau

_ 15 „
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vom 49 Oktober 1942 (BGBl I 569) wurde an die Stelle der
Invalidenpension die Knappschaftsrente gesetzt? 5 55 REG

galt jedoch für die Frage? was BU war9 weiter„

In der Rechtsprechung des Reichsversicherungsemts (BVA)

zu den angeführten Vorschriften der Rententersicherungen

ist von jeher der Begriff der EU demjenigen der Arbeit5a

losigkeit im Sinne des Fehlens einer Arbeitsgelegenheit

gegenübergestellt und von ihm klar abgegrenzt worden„

Dabei verstand das BVA unter Arbeitslosigkeit den ”vor—

übergehenden Mangel an Arbeit3 welcher in den allgemeinen

Verhältnissen des Arbeitsmarktes? in dem Überwiegen des

Angebots von Arbeitskräften gegenüber der Nachfrage nach

solchen ihren Grund hat” (AN 1895$ 95 Nr„ 250)„ Daß die

Rentenversicherungsgesetzgebung das Risiko der ”augenw

blicklichen Arbeitslosigkeit” nicht decken sollte? hat

das BVA auch in seinen Entscheidungen AN 18929 1403 141

Nr„ 197; AN 18959 55J 56 Nr; 211 und AN 18979 408_heraHSm

gestellt mit der zusätzlichen? der Begründung zum Gesetz

betreffend die_lnveliditäts■ und Altersversicherung vom
22° Juni 1889 entnommenen Bemerkung? die Arbeitsgelegenw

heit sei dem Wechsel so sehr unterworfen5 daß sie sich
kaum kontrollieren'lasse„ Ist demnach auf das Freisein

von ArbeitsplätzenD also auf das Vorhandensein einer
Arbeitsgelegenheit■ bei der Prüfung der EU schon zu einer

Zeit nicht abgestellt werden? als es noch keine Arbeit5w

losenversicherung gabD so war dies nach dem Erlaß des

Gesetzes über Arbeitsvermittlung-und Arbeitslosenvcr»

sicherung vom 16„ Juli 1927 (BGBl 1 18?) erst recht nicht
mehr der Falle

Kam es somit in der Rechtsprechung des BVA für die Annahme

von EU'zwar auf das Frei— oder Besetztsein der für einen
Versicherten in Betracht kommenden Arbeitsplätze nicht an?

_ j_6_.
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so beruhte diese Rechtsprechung doch auf dem Grunde

satz3 daß ein Versicherter nur auf vorhandene Arbeits—

plätze verwiesen werdeh_könneo Darüber hinaus wurde EU

sogar beim Vorhandensein von Arbeitsplätzen angenommen9

wenn sie dem'Versicherten aus besonderen? in seiner Ferm

son liegenden Gründen5 z„B° wegen eines ansteckenden„ die

Umwelt gefährdenden Leidens3 dauernd verschlossen waren

und ihm deshalb die Möglichkeit zur Ausübung einer Er—:

werbstätigkeit schlechthin fehlte (vgl„ ZDB„ AN 18953
95 Nr„ 2505 AN 19019 451 Nr„ 907; AN 1906„ 277 Nr„ 12453

AN 1910? 6#?; EuM 99 289; AN 19259 55 Nr„ 2856; AN 195%? l5

und 19573 18)„ Seit dem Jahre 1906 finden sich.Entscheiw

dungen des BVA? in denen dem Fehlen geeigneter Arbeits—

plätze der Fall gleicherachtet wird? daß es solche Are

beitsplätze nur ”in ganz unerheblichen Maße” gibt (A3 190?,

465 Nr„ löll und 19219 5545 556 Nr° 2647)„ In diesen Ente

scheidungen hat das BVA die vorbehaltlose Verweisnng auf

Pförtner» und—Botendienste mißbilligt$ weil solche Stellen

selbst in einer industriell belebten Gegend nur in bee

schränkter Zahl vorhanden seien und in der Regel den Ihm

validen des eigenen Betriebes vorbehalten blieben? also

”kann dem für den freien Wettbewerb offenen Arbeitsmarkt

zneerechnet werden könnten”„\.Z)

Hiernach hat das BVA die Verneinung der EU davon abhängig

gemacht? daß es geeignete Arbeitsplätze für den Versichern

ten gibt? und zwar in einem Ausmaß? daß man von einem
offenen Arbeitsmarkt sprechen kann„ Einen offenen Arbeits»

markt hat es nicht als vorhanden angesehen‚ wenn entweder

die Zahl der geeigneten Arbeitsplätze so klein war3 daß

sie praktisch nicht ins Gewicht fielg oder aber die vor—
handenen Arbeitsplätze einem Personenkreis vorbehalten

waren9 zu dem der Rentenbewerber nicht gehörten
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Die angeführte Rechtsprechung des RVA ist zunächst vom
Bayerischen Landesversicherungsamt —LVAntF (Urteil vom
25„ Februar 1951;_Breithaupt 1951; 9%1) und dann vom BSG

fortgeführt werden„ Das BSG hat in ständiger Recht“

sprechung entschieden; daß der Versicherte nur
auf Tätig—

keiten verwiesen werden kann; die dem Wettbewerb prakw
tisch noch offen stehen bzw„ für die es Arbeitsplätze in

nennenswerter oder nicht ganz bedeutungsloser Zahl;

gleichgültig ob frei oder besetzt; gibt (ESG 1‚ 8_; 91;
5‚ 84, 86; 8, 51, 55; 16, 18‚ 21; 18, 56; 40; 19; 14'?_„

150; 21‚ 1553 1355 24„ 181, 185; SozR Nrn„ 50 und 59 zu
5 1246 RVG und Nrn“ 5 und 14 zu.5 1247 RVG; Hr„ 2 zu
s 437 RKGL

Dem Gesetzgeber der Rentenreform von 1957 waren sowohl

die aufgezeigte Gesetzesentwicklung als auch die von der

Praxis und dem Schrifttum allgemein anerkannte jahre

zehntelange Rechtsprechung der Versicherungsinstenzen

und zuletzt des BSG bekannt° Hätte er in Abkehr von die»

ser Rechtsprechung den Versicherungsfall ner RU dbSb;dgeg

d„h„ ohne Rücksicht auf das Vorhandensein und die Ar—

beitsmarktzugehörigkeit eines der Gesundheit des Renten"

bewerbers ent3prechenden Arbeitsplatzes; beurteilt

wissen wol1en; so hätte er dies im Gesetz klargestellt°

Er hat jedoch in bezug auf die ursächliche Verknüpfung

zwischen Gesundheitsstörungen und der Fähigkeit zum Ausm

üben einer Erwerbstätigkeit den Wortlaut des Gesetzes

gegenüber den früheren Regelungen nicht entscheidend

geändert„ Dies spricht für die Absicht; es insoweit bei

der früheren Rechtslage zu belassen“ Auch die Materiaa

lien zur Rentenréform von 1957 lassen sich als Stütze

hierfür anführen° In S 1258 Abs„ 5 des mit der BT—

Drucksache 2457 von der Bundesregierung eingebrachten

Entwurfs eines Rentenversicherungsgesetzes war als er“

werbsunfähig der Invalide bezeichnet; der "„„„00 nicht

Ü
O [
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mehr imstande ist5 durch eine Erwerbstätigkeit Einkünfte

zu erzielen“„ Der entsprach die dazu gegebene Begründung„

unter Erwerbstätigkeit könne nur eine Tätigkeit verstanw

den werden? die in gewisser Regelmäßigkeit ausgeübt wird

und mehr als nur geringfügige Einkünfte ergibt (aaO S° 72)0

in derselben Stelle bezeichnet die amtliche Begründung es

als sozialpolitisch nicht vertretbar? diejenigen Invaliden;

die noch in der Lage seien‚ Mittel für ihren Lebensunter«

halt zu verdienen? den erwerbSunfähigen‘InvalidenÜ deren
Existenz im Regelfall ausschließlich auf ihrer Rente be—

ruhe? gleichzustellen° Danach wollte der Entwurf den Ein»

tritt der Versicherungsfälle der BU und der EU davon abe.
hängig machen? ob und in welchem Ausmaß der Versicherte

noch die Möglichkeit hat? seine Arbeitskraft lohn» oder
einkommehsbringend

zu nutzen° Die Rente soll Lohn er—

setzen (aaO S„ 58)„ In dem Gesetzesentwurf der SPD (BT—
Drucksache II Nr„ 251%) ist allerdings nicht von ”Er—

werbsfähigkeit“„ sondern von ”Arbeitsfähigkeit" die Rede
(@ 24 Abs„ 2 und 5)„ Aus der Begründung hierzu (So 66)

ergibt sich jedoch? daß damit die Fähigkeit gemeint ist9

”praktisch eine Berufstätigkeit von nennenswerter wirt«

schaftlicher Bedeutung auszuüben”„ Schließlich enthält

auch der schriftliche Bericht des Ausschusses für Sozial—

politik (28° Ausschuß) _ BT„Drucksache 5080 —3 der die

Versicherungsfälle der BU und der EU in der zum Gesetz
.gewordenen Fassung geregelt hatD nichts? was gegen die

Beibehaltung des seit Einführung der Rentenversicherung

maßgebenden Begriffs der Erwerbs(un)fähigkeit spräche°

Die angeführten Gesetzesmaterialien machen vor-allem deut—

lich? daß der Zweck der Gewährung einer Versichertenrente

es erfordert‚ auf das Vorhandensein eines den Leistungen

vermögen des Versicherten entsprechenden Arbeitsplatzes

abzustelleno Nach der amtlichen Begründung zur Rentenreform

_ 19 _
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hat die Rente Lohnersatzfunktion° Sie ist — wie nie zu—

vor — ebenso wie in ihrer Funktion? so auch in ihrer Aus—

gestaltung an den Lohn und die Entwicklung der Löhne ge—

koppelt„ Sie hat als Rente wegen EU einzusetzen3 sobald{

der Versicherte nicht nur vorübergehend infolge Krankheit

usw„ nicht mehr regelmäßig einem Lohn— oder'Einkommen5m

erwerb nachgehen oder nicht mehr als nur geringfügige

Einkünfte durch Erwerbstätigkeit erzielen kann° Lohn—

erwerb setzt aber die Möglichkeit vorausä das dem Ver“

sicherten verbliebene Leistungsvermögen in Geld umzu—

setzen„ Verweist man ihn'euf nicht vorhandene Arbeits—

plätze — beispielsweise für drei Stunden oder unter

Schutzvorrichtungen, die praktisch kaum zu verwirklichen

sind —, so vermag er weder ein Erwerbseinkommen zu era

zielen noch eine Rente wegen EU zu erhalteno Der Zweck

des Gesetzes würde also nicht erreicht werden„ Dies ?

fü rt zu dem Schluß, daß die körperliche und geistige
Leistungsfähigkeit des Versicherten nach dem Willen des

Gesetzes nur als eine von mehreren Komponenten des komm

plexen Begriffs der Erwerbsfähigkeit zu verstehen ist°

Von der Funktion der Rente her kann für die Annahme von

Erwerbsfähigkeit jenes Leistungsvermögen grundsätzlich

erst dann als rechtlich relevant bezeichnet werden9 wenn
es sich in Einkünfte durch Erwerbstätigkeit umsetzen

läßt„ '

Die Lohnersatzfunktion der Rente läßt sich in ihrem Grun£«

gedanken nicht durch den Hinweis in Frage stellen? daß '
dem Versicherten insofern kein voller Ersatz für den

krankheitshedingten Verlust an Erwerbsfähigkeit gewährt

wird‚ als ein Rentenenspruch erst entsteht5 wenn der Ver—

sicherte die gesetzliche Lohnhälfte nicht mehr erzielen

kann„ Daraus darf nicht? Wie es zuweilen geschehen ist,
der Schluß gezogen werden._1 daß auch derjenige Lohnausfnll
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unausgeglichen bleiben müsse? der in dem Nichtvörhandensein

eines — freien oder besetzten — Arbeitsplatzes seine Ursache

hat° Dieser Schluß verbietet sich schon deshalb„ weil die

gesetzliche Lohnhälfte immerhin noch eine — wenn auch vielfach
notdürftiee — Existenzgrundlage bildet.J während dies bei'jegw

lichem Wegfall eines regelmäßigen Erwerbseinkommens oder bei

nur geringfügigen Erwerbseinkünften (weniger als 20 V„H„ des

durchschnittlichen Bruttotariflohns —
BSGl99 147) nicht der

Fall ist„

Die in der bisherigen Rechtsprechung des BSG in Übereinstim—

mung mit derjenigen des BVA vertretene Auffassung‚ daß EU

auch dann vorliegt9 wenn ein Versicherter zwar noch gewisse
Erwerbstätigkeiten ihrer Art nach verrichten könnte‚ es aber
seiner verminderten Leistungsfähigkeit angepaßte Arbeitsplätze

nicht gibt9 hat den Vorzug9 mit der Ursachenlehre von der

rechtlich wesentlichen Bedingung im Einklang
zu stehen° Nach

ihr ist eine Bedingung_äls ursächlich oder mitursächlich im
Rechtssinne anzusehen? wenn sie im Verhältnis zu anderen Bin=

zelbedingungen wegen ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu
dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt hat° Diese Ursachenlehre

ist vom EVA in jahrzehntelanger Rechtsprechung angewandt were
den und gilt nach der ständigen Rechtsprechung des BSG jedenm

falls für die Gebiete der Kriegsopferversorgung und der Unfalliw

versicherung (vgl„ z„Bo BSG l? ?2„ 76 mit Nachweisen aus der

Rechtsprechung des BVA; BSG l? 150? 156 und 268‚ 269; BSG 125

2429 245)° Sie hat auch schon in das Gebiet der Rentenverw

sicherung Eingang gefunden? nämlich in den Fällen des 5 1265 a
Abs° ar° l und 5 EVO aF (= 5 1252 RVG nF) bei der Beurtei_

lung des ursächlichen Zusammenhangs eines Arbeitsunfalls bzwa

einer Feindeinwirkung mit dem Eintritt der Invalidität oder

_dem Tode des Versicherten (BSG SOZR Nr„ 5 zu 5 1265 a EVO aF;
wannagat3 Lehrbuch des So■ialversicherungsrechts Bd„ I 557)„

In den Fällen des % 124? Abs° 2 BVG geht es? wie die ein Kaum

salverhältnis ausdrückende Präposition “infolge von" deutlich
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macht.J — ebenso wie in denen des 5 1252 Er„ 1 BVG — um die
ursächliche Verknüpfung zwischen einem Ereignis oder ei—

nem Zustand „ Gesundheitsschädigung — und einem ”Erfolg”

Wegfall'der Erwerbsfähigkeit° Hier wie dort soll der Ge—

schädigte einen sozialen Ausgleich erhalten5 weil er sich

in einer vom Gesetz als schutzwürdig anerkanhten Situation

befunden und durch die Besonderheiten dieser situation

Schaden erlitten hat (vgl„ Schlegel„ DVB1 19623 8„ 10 re°
Spa)° Wegen der Vergleichbarkeit der Sachverhalte erscheint

es gerechtfertigt, die Lehre von der rechtlich wesente

lichen Bedingung auch in der hier vorliegenden Frage nach

dem Inhalt des Begriffs der EU der Rechtsfindung nutzbar

zu machen" Die EU eines Versicherteng der nach seinem Ge—

sundheitszustand zwar noch täglich beispielsweise drei

_
Stunden Lohnarbeit verrichten könnte‚ für den es aber ein

nen solchen Teilzeitarbeitsplatz nicht gibtJ beruht auf

zwei Ursachen: der gesundheitlichen Schädigung und dem

Fehlen eines geeigneten Arbeitsplatzes„ Der Erfolg — die

'EU „ entfällt beim Wegfall sowohl der einen? als auch der
anderen I‘Iitursache° Wäre der Versicherte nicht krank? so
könnte er vollschichtig arbeiten und hätte —

Arbeitsloé

sigkeit soll außer Betracht bleiben — einen Arbeitsplatz„

Gäbe es für ihn einen geeigneten Arbeitsplatz5 so könnte

er trotz seiner Krankheit täglich drei Stunden erwerbstä—

tig sein und wäre somit allenfalls berufsunfähig i„S„ des
% 1246 Abs„ 2 RVO‚ jedenfalls aber nicht erwerbsunfähig
i„S„ des 5 1247 Abs° 2 RVO„ Bei der Beurteilung? welche

der Mitursachen rechtlich wesentlich im Sinne der enge”
führten Ursachenlehre ist„ wird man die beiden Ursachen\

als etwa gleichrangig ansehen müssen; jedenfalls tritt die

Krankheit gegenüber dem Fehlen eines.nrbeitsplatzcs nicht

völlig in den Hintergrund„ Das bedeutet, daß die Gesund—

heitsschädigung, auch wenn sie erst im Zusammenwirken mit

_ 22 _
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dem Fehlen eines geeigneten Arbeit5platzes zur EU fiihrtJ
rechtlich.wesentliche Ursache der EU ist (vgl„ hierzu

Dilla „ die Arbeiterversorgung 1964? 1517 152 —‚ der in

einem ähnlichen Falle die Gesundheitsschädigung sogar als

“pri■är und schließlich entscheidend verantwortlich für den

Eintritt des Versicherungsfalles” bezeichnet)°

Die Anwendung der Ursachenlehre von der rechtlich wesent—

lichen Bedingung auf den hier vorliegenden Fragenkomplex

bedeutet nicht etwa? daß auch die Arbeitslosigkeit“9 wenn
sie mit einer Krankheit gekoppelt ist? zur Annahme von EU

führen müßte„ Ein Versicherter ist nicht schon dann erwerbe—

unfähigg wenn er zwar noch vollschichtig — oder auch nur
halbschichtig — arbeiten könnte? aber wegen eines ihm an“

_
haftenden, indes seine Arbeitsfähigkeit nicht wesentlich-—

oder nur teilweise — beeinträchtigenden Leidens bei der

Suche nach einem - an sich vorhandenen „ Arbeitsplatz der

gesunden Konkurrenz den Vorzug lassen muß„ In einem solchen

Falle ist das Leiden zwar mitursäohlich im philosophischm

logischen Sinne? aber nicht "rechtlich wesentlich" ursächw

liche Rechtlich wesentliche Ursache ist hier allein der
vorübergehende Mangel an geeigneten Arbeitsgelegenheiten°

Diese Wertung ergibt sich aus dem in der Begründung zum

Gesetz betreffend die Invaliditäts— und Altersversicherung

vom 220 Juni 1889 und später in der ständigen Recht”

sprechung des BVA hervorgehobenen eingeschränkten Sinn

und Zweck bereits der ersten Béntenversicherungsgesetze;

sie muß erst recht geltenJ nachdem „ im Anschluß an
partielle Vorläufer — im Jahre 1927 zum Schutze gegen

das Risiko der Arbeitslosigkeit ein besonderer Vera

sicherungszweiga die Arbeitslosenversicherung5 geschafw

fen werden ist°

Die vom Großen Senat vertretene Auffassung? daß für die
Annahme von EU auch auf das Vorhandensein eines für den in
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seiner Leistungsfähigkeit geminderten Versicherten geeigm

neten Arbeitsplatzes abzustellen ist? verdient gegenüber

der nur den Gesundheitszustand des Versicherten in Betracht

ziehenden — abstrakten — Gegenmeinung auch deshalb den

Vorzug% weil sie besser geeignet ist? der ■_erwünschten „
Nahtlosigkeit zwischen der Bentehversicherung und der

Arbeitslosenversicherung näherzukommeno

Wie im Vorlagebeschluß des 12° Senats herausgestellt ist?

wird der hier vertretenen Auffassung entgegengéhälteng

der Gesetzgeber habe in @ 1247 Abs„ 2 BVG bewußt davon

abgesehenä„von den Ver■altungsbehöräen und den Gerichten

der Sozialgerichtsbarkeit erforschen zu lassen? ob im

konkreten Fall ein der Leistungsfähigkeit_d€s Versicher»

ter entsprechender Arbeitsplatz vorhanden sei; dies sei-

bei der Vielfalt und Fülle von Arbeitsmöglichkeiten$ welm
che die soziale Wirklichkeit biete? nicht erforderlich

gewesen„ Daran ist richtigg_daß der Gesetzgeber der

Rentenreform von 1957 von der Erwartung ausgegangen ist?

es werde für leistungsgehinderte Versicherte auch nach

Eintritt der EU noch Möglichkeiten geben? ein Erwerbsm

einkommen zu erzielen3 namentlich durch Teilzeitbeschäfw
tigungen„ Dies läßt sich schon der amtlichen Begründung

der Neuregelungsgesetze entnehmeng in der es zu 5 1258

EVO heißt3 es könne “in Zukunft nicht unberücksichtigt

bleiben? daß es zahlreiche Invaliden gebe? die trotz
ihrer Invalidität durchaus noch in der Lage seien:) durch

Erwerbstätigkeit Mittel für.ihren Lebensunterhalt zu vera

dienen” (BT—Drucksq II 24579 72)„ Vor allem aber geht
eine Reihe von Vorschriften des Reformwerks davon aus?
daß auch Bezieher von Renten wegen BU versi0herungspflichw

tig beschäftigt sein können (z„B° @ 1227 Abso l ioV0mc
% 1229 Abs„ 1 Nr° la 5 1255 Abs° 2 Satz 43 % 1255 Abso 85

.

_
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@ l258 Abs° 4 und % l285 Satz 2 EVO)° Darüber hinaus hat

der Gesetzgeber angenommen? daß es selbst für Bezieher

von EU—Renten Gelegenheiten zu entgeltlicher Arbeit gehen

werde; denn er hat sich veranlaßt gesehen9 die Beschäfti—

gungsverhältnisse solcher Arbeitnehmer von der Arbeits»

losenversicherungspflicht auszunehmen (@@ 579 58 AVAVG;_

% 169 Birn° 5 und 4 AFG)„ Wäre der Gesetzgeber der Renten—

reform von l957 nicht von der Vorstellung ausgegangenj_daß

es für den im Grade der BU leistungsgeminderten Versicher—

ten noch Möglichkeiten für ein Arbeitseinkommen gebe3 so
hätte er keine Veranlassung gehabt? den höherstufigen Ver—

sicherungsfall der EU zu schaffen„ Unrichtig ist jedoch

die von der abstrakten Auffassung an die Vorstellungen des
Gesetzgebers geknüpfte Schlußfolgerung9 daß das Vorhanden—

sein von Teilzeitarbeitsplätzen keines Beweises bedürfe„

Wenn es@ wie dargelegt wurde? nach dem Inhalt der Rechts—

norm des 5 1247 Abs„ 2 EVO auf die Fähigkeit ank mmt9 ein

Erwerbseinkonmen effektiv zu erzielen? dann kann das Fehlen

dieser konkreten Möglichkeit in dem einen Falle nicht des■

Wegen unbeachtlich sein3 weil in einem anderen Falle ein
Versicherter das ihm verbliebene Leistungsvermögen noch

erwerbsbringend zu nutzen in der Lage ist° Mit dem iinweis

auf die „ an sich richtig gesehenen » Vorstellungen.des Ge—

setzgebers von Erwerbsmöglichkeiten eines in seiner Lei—

stungsfähigkeit geminderten Versicherten läßt sich also

nicht dartun$ daß die vom Gesetz geforderte Nutzungsmög—

lichkeit einer noch Vorhandenen Arbeitskraft unwiderlegbar

vermutet oder fingiert werde„ Nur in einem solchen Falle

wäre für eine FeststellungD daß es an jener Möglichkeit

fehle„ kein Raum„

Der konkreten Auffassung wird weiter entgegengehaltenj sie

führe zu unbefriedigenden Ergebnissen bei Versicherten? die
nicht mehr vollschichtiCP aber noch mindestens halbschichtigD‘)
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arbeiten könnten; für die es indessen keine Arbeits—

plätze in nennenswerter Zahl gebe; in solchen Fällen

komme es; besonders bei ungelernten Arbeitskräften;

zum "Durchschlagen" der Rente wegen BU zur Rente wegen

EU; einem Ergebnis; das die Zweistufigkeit der Renten

als sinnlos erscheinen lasse„ Dieses Argument beruht

auf einer Überschätzung der Zahl der nicht auf zumut—

bare Tätigkeiten verweisbaren Versicherten; die täglich

noch halbschichtig oder länger erwerbstätig sein könneno

Sind diese Versicherten nur‚zeitlich in ihrer Einsatzm

fähigkeit beschränkt; ohne daß sie noch in anderer Heise

besonderer Schonung bedürfen, so wird es _ darauf wird

später noch näher einzugehen sein — meistens geeignete

Arbeitsplätze für sie geben, zumal sie in der Regel

auf das Gebiet der gesamten Bundesrepublik verwiesen

werden können„ln einem solchen Falle sind nicht einmal
die Voraussetzungen für die Rente wegen BU erfüllt° Bei

dem halbschichtig Einsatzfähigen; für den es einen zu“

mutbaren und geeigneten Arbeitsplatz gibt; kann allerm

dings wegen seiner körperlichen Beeinträchtigung die
gesetzliche Lohnhälfte unterschritten werden; dann liegt

BU vor° Gibt es für ihn oder auch für einen mehr nis

halbschichtig Einsatzfähigen; für den aber das Arbeiten
feld aus gesundheitlichen Gründen erheblich eingeengt
ist; keinen geeigneten Arbeitsplatz; so erhält er mit

Recht nicht nur die erste, sondern die zweite Stufe der
Rente; denn er hat seine Fähigkeit zur entgeltlichen

Nutzung seiner geminderten Arbeitskraft vollends ver"

loren„ Das Überspringen der ersten Rentenstufe ist keine

so ungewöhnliche Erscheinung; daß man annehmen mü te?

der Gesetzgeber habe an sie nicht gedacht und könne sie

demnach nicht in Kauf genommen haben„ Das macht ein

Blick auf die knappschaftliche Rentenversicherung deut—

lich; in diesem Versicherungszweig hat es schon vor 195?
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Stufenrenten gegeben? und das "Durchschlagen" der Rente bei den

Versicherten mit niedrigen Schichtlöhnen ist dort allgemein be—

kennt° Die Möglichkeit des ”Durchschlagehs” zur zweiten Renten—

stufe war dem Gesetzgeber also nicht unbekannt„

Ein Beteiligter der vor dem Großen Senat anhängig gewordenen

Anrufungsverfahren hat den in ihrer Einsatzfähigkeit zeitlich

beschränkten Versicherten eine Gruppe von Versicherten gegen“
übergestellt9 die aus gesundheitlichen Gründen entweder unge—

wöhnlich langsam arbeiten und_deshalb kein übliches Tagespen—
sum bewältigen oder in ihrer Arbeitsleistung qualitativ hin—

ter dem Normalmaß zurückbleiben oder übermäßig viele Pausen

einlegen müssen oder ungewöhnlich viele Fehltage zu vera

zeichnen haben„ Es wird die Auffassung vertreten? daß in

Gleichstellung mit dieser Gruppe auch ein Versicherter9 der

einen Arbeitsplatz hinsichtlich der zeitlichen Ausgestaltung

nicht ausfüllen könne„ nicht als ernerbsunfähig angesehen

werden dürf
„ In beiden Fällen habe nämlich der Leistungen

mihgol des Versicherten die wirtschaftliche Auswirkung? daß

nicht lie Arbeitsleistung eines Durchschnittsbeschäftigten

“bracht werde„ Der Quantitätsfaktor Arbeitszeit müsse genauso

behandelt werden wie andere Quantitätsfaktorena z„B° Arbeits»

tempo9 Regelmäßigkeit usw° Es dürfe deshalb in keinem dieser
Fälle auf das Vorhandensein von Arbeitsplätzen? die dem Lei■

stungsvermögen des Versicherten entsprachen? ankommenu

(D i“

Dieses.Vorbringen verkennt9 daß ein Mangel an Teilzeitarbeits—

plätzen in der Regel darauf beruht„ daß Arbeitgeber sich nicht

in der Lage sehen9 solche Plät2e organisatorisch in ihren Be—
trieb einzugliedern„ während sich ein langsam oder weniger

sorgfältig Arbeitender meist ohne große Schwierigkeiten ein—
fügen läßt„ Deshalb ist'dem Versicherten9 der aus gesund“

heitlichen Gründen keine volle Schicht durchhalten kann und

für den es keine Teilzeitarbeitsplätze gibt? jede Erwerbsm

möglichkeit genommen; DeMgegenüber hat der vollschichtig
%
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Arbeitsfähige‚ auch wenn er in seiner Leistung hinter dem

durchschnittlichen Arbeitsmaß der ihm vergleichbaren Ver—

sicherten zurückbleibt, eine reelle Chance, sich erwerbs«

bringend betätigen zu können„

Als besonders gewichtiges Argument gegen die_vom Großen

Senat vertretene Auffassung wird ins Feld geführt, es sei

den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit praktisch unmög—

lich, zuverlässige Feststellungen über das Vorhandensein

von Teilzeitarbeitsplätzen zt treffen5 vor allem wenn der
gesuchte Arbeitsplatz‚ um dem geminderten Leistungsver—

mögen des Versicherten zu genügen", eine bestimmte Ben

schaffenheit aufweisen? ZQB° Schutz vor Nässe, Kälte oder

Staub bieten müsse‚ oder wenn eine Arbeitsmöglichkeit abe

wechselnd im Sitzen und Gehen‚ dazu noch mit häufigeren

Pausen? zu ermitteln sei„ Es ist zuzugebenj daß mit den
klassischen Nitteln des Beweises durch Augenschein? Sach—

verständige1 Zeugen und Urkunden die Aufgabe? die sich den

Gerichten stellt, nur schwer zu bewältigen ist° Der rich■

terliche Augenschein scheidet3 ohne daß auf die Frage

seiner rechtlichen Zulässigkeit eingegangen werden müßte9

praktisch schon deshalb aus, weil die Durchführung in
einer hinreichenden Zahl von Betrieben_die Gerichte übern

fordern wiirde° Der Beweis durch Sachverständige wird in der

Regel außer Betracht bleiben müssen, weil es bei der Er—
forschung des Vorhandenseins„ des Ausmaßes und der kon—

kreten Beschaffenheit von Teilzeitarbeitsplätzen meist

nicht um die Vermittlung von Erfahrungssätzen auf einem

bestimmten Saehgebiét und daraus zu ziehenden Schlüssen

geht — nur das wäre Aufgabe eines Sachverständigen —„
sondern um die Bekundung eines Wissens über Tatsachen°
Ein solches Wissen vermittelt in der Regel ein Zeuge°

Für dieses Beweismittel gilt jedoch weitgehend das gleiche

wie für den richterlichen Augenschein„ jedenfalls soweit

es sich um Zeugen aus dem betrieblichen Bereich handelta
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Die einzelne Zeugenaussage vermag ein gerichtliches Ver—

fahren nur dann zu fördern? wenn sie Positives über das

Vorhandensein von Teilzeitarbeitsplätzen enthält„ nicht
aber‚ wenn die Beweisfrage„ was die Regel sein dürften

verneint wird; in einem solchen Falle wird der Versucht
über den Zeugenbeweis zu einer abschließenden Erkenntnis

zu gelangen‘.) vielfach scheitern„ — Anders dürfte es da«

gegen mit der Anhörung von Zeugen sein aus dem Bereich

von Behörden? Verbänden und Organisationen& die aus ihrer

amtlichen? ehrenamtlichen oder dienstlichen Tätigkeit

einen mehr oder weniger umfassenden Einblick in die Struk«

tur des Arbeitslebens und der Arbeitsplatzgestaltung ha—

benq Als solche sachkundige Stelle ist in erster Linie

'e Zahl ner Teilzeitarbeitsplätze und der Interessenten!

h'erfür geben? so komnt auch die Einholung von Auskünften

bei anderen Stellen in Frage? 2.3. bei Industriee und
hendelskammern3 Handwerkskammern9 Vereinigungen von Ar—

beitgebern oder Arbeitnehmern‚ Hauptfürsorgestellen und

Gewerbeaufsichtsämte31(vgl„ BSG 8023 Nr„ 8 zu @ l247 EVO)„

Es bedarf indessen nicht unbedingt der Vernehmung von Be—

diensteten dieser Stellen als Zeugen oder Sachverständigen;

Vielmehr genügt es und dürfte sich auch in der Regel eher

empfehlen? eine schriftliche Auskunft einzuholen° Die

”amtliche Auskunft" ist als Aufklärungsmaßnahme und_Beweism

mittel im Zivilprozeß bereits seit 1924_zugelassen (@292 b
Abs„ l Nr„ 2 der Zivilprozeßordnung „ ZPO —)o Das SGG geht

über diese Regelung noch hinaus; es sieht "Auskünfte jeder

Art” vor3 also nicht nur amtlichej sondern auch private

(@ 106 Abs„ 5 Nr„ 5 SGG)„ Von besonderer Bedeutung sind?
soweit auf das ganze Bundesgebiet verwiesen werden darf?

statistische Unterlagen? insbesondere hochgerechnete Zahlen

auf Grund eines Mikrozensus; allerdings weisen auch diese?

wie nicht verkannt werden soll? Lücken auf„
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Von Anfragen an die Arbeitsverwaltung nach dem Vorhanden—

sein von Teilzeitarbeitsplätzen haben sich‚ wie dem Vor—

lagebeschluß zu entnehmen ista einige Landéssozialgerichte

wenig Aunsicht auf Erfolg versProchen‚ weil die Arbeits—

ämter nicht über geeignetes Material verfügten und auch

keine Bereitschaft zu sachdienlibhen Angaben zeigteno

Diese Skepsis wird weder der Aufgabenstellung‚ welche

das Arbeitsförderungsgesetz für die Bundesanstalt für

Arbeit (BA) und ihre Gliederungen — die Landesarbeits—

ämter und Arbeitsämter - enthält, noch der in diesem-

lVerfahren von der BA gezeigten Möglichkeit und Bereit—

schaft zu Auskünften gerecht°

Nach 5 5 Abs„ 2 Satz 2 und_5 6 Abs„ 1 AFG hat die BA als

"Haßnahme nach diesem Gesetz” Arbeitsmarkt—_und Berufsm

forschung zu betreiben‚ duh„ “Umfang und Art der Ben
schäftigung sowie Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes?

der Berufe und der beruflichen Bildungsmöglichkeiten im

allgemeinen und in den einzelnen Wirtschaftszweigen und

Wirtschaftsgebieten1 auch nach der sozialen Struktur(}

zu beobachten() zu untersuchen und für die Durchführung

der Aufgaben der Bundesanstalt auszuwerten"° Die ierfür

notwendigen organisatorischen und technischen Voraus"

setzungen hat die DA zu schaffen; sie hat die erf rder«

lichen Unterlagen zu
erstellen? zu führen und auszuwere

ten (% 6 Abs° 2 AFG)„ Alles das soll u„a„ dazu beitragen‚
daß ”weder Arbeitslosigkeit und unterwertige Beschäftie-

gung noch ein Mangel an Arbeitskräften eintreten oder

fortdauern” (% 2 Nr„ 1 AFG) soüie daß ”ältere und andere
fErwerbstätige, deren Unterbringung unter den üblichen

Bedingungen des Arbeitsmarktes erschwert ist, beruflich

eingegliedert werden" (@ 2 Nr„ 6 AFG)„ Damit die BA die
ihr vom Gesetz gestellten Aufgaben voll zu erfüllen ver—

mag3 kann "die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit
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einer Geltungsdauer bis zu drei Jahren anordneng daß
die BA zur Ergänzung der in ihrem Geschäftsbereich

anfallenden Unterlagen
„„„„n

einmalige oder regelmä—

ßig' wiederkehrende statistische Erhebungen über Be—
schäftigte „„Da durchzuführen hat“ (ä_6 Abs° 4 AFG)„
Hierhach hat die BA sowohl die Aufgabe als auch weite
gehendeMöglichkeiten? die Teilzeitarbeitsplätze in
der Bundesrepublik Deutschland statistisch zu er—

,.fassen„ Dementsprechend hat sie auf Anfragen des Großen

Senats mit — den Beteiligten bekannten „ Schreiben vom

22„ August und 25„ September 1969 einen Über—

blick über die Teilzeitarbeit bei_mähnlichen Erwerbs—
tätigen gegeben„ Nach diesen Angaben? die unter Ver—

wertung der Ergebnisse des Mikrozensus des Statistischen

‘
Bundesamtes gemacht werden sind? gab es im April l967

in der Bundesrepublik Deutschland —bei nahezu 14 Milli—
onen männlichen Erwerbstätigen in abhängiger Stellung —
8S„OOO abhängig Beschäftigte; die aus eigenem Entschluß

weniger als 42 Stunden wöchentlich gearbeitet haben°
Diese Zahl ist aufgeschlüsselt in Beschäftigungen bis

'zu 25 Stunden (55„000)„ 24 bis 59 Stunden (400000) und-

40 bis 41 Stunden(egooo)„ Wie groß die Zahl der Teil—
__zéitarbeitsplätze für zwei Stunden bis weniger als halbe

“schichtig iSt —
eine Frage? die insbesondere für Ana

sprüche auf Rente wegen EU von Bedeutung iSt _? kann_
bisher noch nicht aus den Veröfféntlichungen des Sta»

- tiStischeanundesamtes ermittelt WerdenD bei entspreé

chender Aufbereitung des Urmaterials wird das aber mög—

lich_sein„ Nach der Auskunft der_BA (Schreiben des Instie

tuts für Arbeitsmarkt— und Berufsforschung
vom 220 August

1969) haben Teilzeitarbeitskräfte bis zu 40 Jahren zu
80 VOH„ und Teilzeitarbéitskräfte von #0 bis 50 Jahren

7
noch zu 50 V„H„ inen offenen Arbeitsplatz gefunden° Wenn

auch nicht verkannt werden darf5 daß die bis etwa 27—jährigen
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Personen vielfach gesundheitlich voll eihsatsfähigergehü—

ler und Studenten sind‚ die eine Nebenbeschäftigung suchen‚

und daß in vorgeschrittenem Alter die Vermittlungsfähig—

keit stark nachläßt„ so besteht doch immerhin für di
jüngeren und mittleren Jahrgänge eine relativ günstige

Vermittlungsmöglichkeit„

Soweit eine Verweigung auf das gesamte Bundesgebiet in

Betracht_kommt‚ braucht in der Regel nur eine Auskunft bei
der Bundesanstalt für Arbeit eingeholt zu werden‚ da dieser

die statistischen Unterlagen auch der sonstigen zentralen
Stellen? insbesondere des Statistischen Bundesamtes? bee

kennt sind„ Soweit nur auf das örtliche Nirtschaf”sgebiet
verwiesen werden darf, erscheint in erster Linie eine Aue-,w

kunft des örtlichen Arbeitsamts Zweckdienlioh„ Kann dieses

die maßgeblichen Zahlen nicht mitteilen„ so werden andere
örtliche Stellen um Auskunft zu ersuchen‘sein„

Die nach der Auffassung des Großen Senats erforderliche

Aufklärung der Verhältnissa auf dem Teilzeitarbeitsmarkt

_wird allerdings erschwert durch die Mannigfaltigkeit der
‘Einschränkungen‚ denen nicht voll leistungsfähige Ver“

sicherte unterworfen sein können„ Obwohl sich daraus viele

denkbaren Varianten in der Fragestellung nach dem Vor—

handensein von Teilseitarbeitsplätzen ergeben9 wird man

doch in der großen Masse der Fälle —
abgesehen von dem'

zeitlichen Potential % mit typischen Gruppierungen wie

Arbeitsplätze für leichte Arbeiten‚ solche für mittel—
sehwére Arbeiten? Arbeiten'nur in geschlossenen Räumen

— evtl.: nur im Sitzen — und nur im Freien zu verrichtende
Arbeiten auskommen„ Eine Aufgliederung in dieser Weis

ist allerdings bei der BA gegenwärtig noch nicht möglich„
Insoweit wird sich daher die aufklärungsarbeit der Ge—

richte der Sozialgerichtsbarkeit vorerst noch auf Anfragen
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an Behörden und Organisationen beschränken müssen? die
Auskünfte für örtliche_Teilgebiete geben können; In

Fällen? in denen der Versicherte nur auf Tätigkeiten
an seinem Wohnort verwiesen werden darf —.also im

Regelfall des weniger als halbschichtig Beschäftigten

— wird_die Erforschung des Teilzeitärbeitsmarkte3 die

wenigsten Schwierigkeiten bereiten? weil die örtlichen

Stellen über die in ihrem Bereich vorliegenden Ver—
_hältnisse naturgemäß besser informiert sind als Zentral—

stellen°

“Die von den Versicherungsträgern und den Gerichten der

:Sozialgerichtsbarkeit anzustellenden Erhebungen über die
Verhältnisse auf dem Teilzeitarbeitsmarkt lassen'sich

_vereinfachena Wenn die Auskunftsersuchen nicht weiter ge—

faßt werden? als die Rechtslage es erforderte Ebenso wie

ein Versicherter nicht auf Arbeitsplätze verwiesen werden

_darf? die es nicht gibt? darf man ihn auch nicht auf-Ar"
‚beitsplätze verweisen? die es möglicherweise oder sogar
mit Wahrscheinlichkeit gibtD deren Existenz aber den zu—

ständigen Stelleng insbesondere der Arbeitsverwaltung„nihht

' bekannt ist und die deshalb nicht für Zwecke der Arbeits—
‘vermittlung erfaßt sind„ In diesen Fällen muß angenommen

_
werden9 daß nicht nur-die Arbeitsverwaltung als die für die

‘Beobachtung des Arbeitsmarktes und die Arbeitsvermittlung
'gesetzlioh zuständige Stelle? sondern auch der Versicherte

-keinen hinreichenden Überblick über die vorhandenen ArbeitSw
_plätze hat„ wenn sich der Versicherte auch selbst um

die Er—

langung eines Arbeitsplatzes_bemühen muß? so kann man bei
'ihm keine bessere Kenntnis des Arbeitsmarktes erwarten? als

sie die Arbeitsverwaltung hato Unter vorhandenen Arbeitsé

"plätzen sind daher im Sinne der vorangegangenen und der noch i

f01genden Ausführungen nur solche Arbeitsplätze zu verstehen?

.die der Arbeitsverwaltung oder den sonstigen befragten Stel—

len bekannt sind„ Werden die Auskunftsersuchen der Gerichte
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in dieser Weise formuliert? so vereinfacht sich für den

Adressaten‚ ohne daß er_von der Pflicht zur Ausschöpfungl

seines.wissens befreit wird, die Antwort3 vor allem a‘er
kann die Frage nach dem Vorhandensein von ”bekannten Teil"
zeitarbéitsplätzen“

nur bejahend oder verneinend? aber nie
mithichtwissen beantwortet werden„-Damit verliert zugleich

die Frage nach der objektiven Beweislast insoweit ihre
'prozeßentscheidende Bedeutung (vgl° hierzu BSG 219

156 =_scan Nr„ 8 zu 5 1247 EVO)„

77?
-'—))j

Schließlich sei noch darauf hingewiesen; daß„ wenn einmal
für gewisse typische Gruppen von leistungsgeminderten Vern

sicherten die Verhältnisse auf dem für sie in Betracht

kommenden Teilzeitarbeitsmarkt geklärt sind? diese Beweis—

ergebnisse — nach ordnungsmäßiger Einführung in andere

Streitverfahren — in einer Vielzahl von Fällen der Rechtsa

findung werden nutzbar gemacht werden können und dann nur

noch auf den Ei Zelfall abgestellte Ergänzungserhcbungen

erforderlich seinwerden°

Each alledem läßt sich zwar nichttbersehen9 daß die Zu foru
dernden Ermittlungen über das Vorhandensein von « bekann»

ten «
Teilzeitarbeitsplätzen in der Regel mit erheblichen

Schwierigkeiten und großem Zeitaufwand verbunden sein wer—

den; gleichwohl erscheinen sie nicht unzumutbar oder gar

unmöglidhß_Die ins Feld geführten Schwierigkeiten dürfen

deshalb kein Hinderungsgrund sein‚ die Rechtsnorm des

@ 1247 Abs„ 2 RVGso anzunenden‚ hie sie nach anerkannten
Auslegungsregeln zu verstehen isto

II
\ .

Zu deh Fragen5 die sich auf die Zahl der für die Ve1nci—

nung der EU zu forderhden Arbeitsplätze beziehen (Fragen I„

_
ji}._.
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2? 5 und 4 der Vorlage)? zeigt die bisherige Rechtsprechung
des BSG? wenn man nur die Ausdrucksweise in Betracht zieht?

ein mannigfaltiges Bildc Das rechtlich relevante Ausmaß

« die Zahl — der Verweisungsplätze findet sich mit Aus—

drücken umschrieben wie

”Stellen in genügenderZahl” (BSG1691& El)?
'”Stellen in irgendwie nennenswertem Umfang”

(5023 Nr 5 zu 5 1247 EVO)

”Arbeitsplätze in zumindest nennenswerter'2ahl“
(BBG 19„ 147 und im Anschluß hieran BSG 213
155 und SOZR Nr„ 2 zu 5 47 RKG)„

”Arbeitsplätze in ausreichender Zahl“
(8023 Hr„ 50 zu S 1246 EVO)?

"Arbeitsplätze in zumindest nennenswerter9 d„h„

praktisch ins Gewi-cht fallender Zahl”; ”nicht nur
in völlig unbedeutendem Umfang"
(BSG 24 181 = SozR Nr{: 54 zu

05 1246 EVO)j

”Arbeitsplätze in nennenswerter‚ d„ho mehr als nur
bedeutungsloser Zahl“ (SOZR Nr„ 14 zu 5 1247 EVO)Ü

Trotz dieser Mannigfaltigkeit im Ausdruck ist im Grunde doch-

stets das gleiche gemeint; dies gilt auch für die Umschreibung
"Arbeitsplätze in genügender Zahl" und “in ausreichender Zahl“„

Als Grundsatz läßt sich in der Rechtsprechung des BSG das Er—

fordernis erkennen3 die Zahl der Verweisungsplätze müsse so
groß.sein3 daß dem in seiner Leistungsfähigkeit geminderten

Versicherten der A r b e i t s m a r k t p r a k t i s c h

n i c h t v e r s c h l 0 s s e n ist„ Diese Umschreibung

der rechtlich relevanten Zahl von Arbeitsplätzen!) auf die ein

leistungsgeminderter Versicherter verwiesen werden darf? bil—
ligt der Große Senat Sie entspricht den Grund.sätzen die be—

reits das BVA in den oben angeführten Entscheidungen
angewandt

hat? wenn es sich auch noch nicht mit Fällen der Teilzeitarbeit

zu beschäftigen brauchte° Das Kriterium des “praktisch ver—\
schlossenen Arbeitsmarktes" wird auch der Abgrenzung der von

der arbeitslosenversicherung einerseits und der Rentenver«
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sicherung andererseits zu tragenden Risiken gerecht„r

Her.nur deswegen nicht in der Lage ist‘) seine — volle

oder geminderte — Arbeitsfähigkeit durch AuSübung einer
Erwerbstätigkeit in Einkommen umzusetzen‚ weil er'

vorübergehend keinen freien Arbeitsplatz findet3 ist

nicht erwerbennfähig und deshalb_nicht von der Renten—

versicherung zu betreuen„ Erst wenn das Hi■verhältnis

zwischen den_aus gesundheitlichen Gründen auf eine

Teilzeitbeschäftigung angewiesenén-Versicherten und den

ihrer Leistungsfähigkeit entsprechenden Ar eitsplätzen

so kraß ist, daß ein Bewerber trotz der Fluktuution

auch des Teilzeitarbeitsnerktes —ein Teil der be“-
setzten Arbeit3platze w'rd laufend frei durch Tod?
Alter, Eintritt völliger EU oder aus anderen Gründen —

Ipraktisch nicht damit rechnen kann, daß sich ihm eine

Gelegenheit zur entgeltlichen.ßhtzung’seiner Arbeits■

fähigkeit bietet‚ ist er als erwerbsunfähig anzusehen;
denn der wegfall seiner Erwerbefähigkeit beruht dann

darauf, daß ihm aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr

die ganze Breite des Arbeitsfeldes zur feriügung steht9

“der ihm verbliebene Rest aber keine Erwerbschance

bietet°

Der Begriff "des praktisch verschlossenen Arbeits—

marktes” macht zwar deutlicher? worauf es für die Ab—

grenzung der EU ankommt‚ als der in der bisherigen
1Rechtsprechung des BSG verwendete Begriff’der'”Arbeit3w

plätze in nénnénswerter Zahl“; in dieser Verdeutlichung

allein liegt jedoch noch kein ins Gewicht fallender

Gewinn für die Rechtsanwendung„ Der Große Senat hielt

es deshalb für notwendig, den erarbeiteten maßgobn

lichen_Begriff durch eine Verhältniszahl zu kenkreti—

sieren und damit praktikabel zu machen„ In ähnlicher
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'_weise hat das BSG schon mehrfach-zur Sicherung einer

einheitlichen Rechtsanwendung unbestimmte Rechtsbegriffe

zahlenmäßig ausgefüllt? z„Bq.entschieden„ daß auf dem

\Gebiet der gesetzlichen Unfallversicherung eine rechtlich

wesentliche Teilursaohe vorliegtj wenn sie den Tod des

Beschäftigten um
mindestens ein Jahr beschleunigt hat

(SozR“Nro 10 zu 5 542 EVOaF; BSG12„ 247„ 255; 15? 175)?
daß der Unterhalt i„S„ des % l265 EVO mindestens 25 v°H„

des Nindestbedarfs des Unterhaltsberechtigten ausmachen
muß (BSG 223 44‚ 48) sowie daß eine andere Leistung “er—

heblich niedriger" i„S„ des 5 8 des Bundeskindergeldge—

setzes (BKGG) ist3 wenn
sie

um mehr als 25 V„Ho hinter dem

gesetzlichen Kindergeld zurückbleibt (BSG 275.292)0

Wie groß die Zahl der — freien oder besetzten —
Teilzeit?

arbeitsplätze sein muß? damit einem_Versicherten der Arbeits—

markt nicht praktisch verschlossen ist„ läßt sich nicht ab»
solut angeben° Je naeh_der Größe_des Verweisungsgebietes und

-der Anzahl der Interessenten für Teilzeitarbeitsplätze kann

die gleiche absolute Zahl in dem einen Verweisungegebiet

'.einen noch offenen? in dem anderen aber einen schon ver”
schlössenen Arbeitsmarkt kennzeichnen° Maßgebend ist viel—

mehr das Verhältnis zwischen der Zahl der im jeweiligen Ver—

weisungsgebiet vorhandenen Teilzeitarbeitsplätzé und der Zahl

der Interessenten_für Teilzeitbeschäftigungen° Auf diesen zu”

letzt genannten Personenkreis — und nicht etwa auf die Gesamtn

heit der Beschäftigten — kommt es an„ weil nur Angehörige '

dieses Kreises dem in seiner Leistungsfähigkeit geminderten

Versicherten in seinem Bemühen um ein Erwerbseinkommen im
-Wege stehen? während die Mehrheit der Beschäftigten? nämlich

die gesunden und vollschichtig Tätigen5 zu jenen Interessenten

für Teilzeitbeschäftigungen in der Regel nicht in.Konkurrenz

_
tritt° Andererseits genügt es nichtD die Gesamtzahl der vorn

handenen Teilzeitarbeitsplätze_in Beziehung zu
setzen

zu der

Gesamtzahl der Interessenten für Teilzeitbeschäftigungen„ Es

..5‘7...
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„.darf nur
Vergleich

eres miteinander verglichen werder‚

Z„Bß‚äi€ Zahl der Teilzeitarbeitsplätze im Freien mit der

Zahl derjenigen Teilzeitinteressenten, die zu einer Arbeit

im Freien in der Lage sind; denn wer nur in geschlossenen

Räumen arbeiten kann, scheidet als Konkurrent für.einen

Freiluitarbeiter naturgemäß aus„

Bei der FeStlegung der.Grenze zum praktisch verschlossenen

Arbeitsmarkt haben alle Fälle auszuscheiden, in denen die
Beschäftigungslosigkeit nur vorübergehend ist‚ es sich also

um Arbeitslosigkeit handelto Deshalb muß der gesuchte

Grenzwert eine Verhältniszahl sein, die eindeutig außernalb

des Bereichs der Arbeitslosigkeit liegt„‘ Wie dem insoweit

auf Statistiken der BA aufbauenden Handwörterbuch der

Sozialwissenschaften,_Erster Band„ 4956, Ss 505 ff, zur

entnehmen ist] wird in den modernen marktwirtschaftlich

orientierten Volks■irtschaften mit einer — sichtbaren —-
Arbeitslosenqnote bis zu 5 V„H„ im Jahresdurchschnitt ge—
rechnet (Verhältnis der Arbeitslosen zu den Arbeitnehmern

einschließlich der Arbeitslosen)° Bis zu diesem Vomhundert—

setz erscheint die Arbeitslosigkeit noch “erträglich”, deh„

”ökonomisch als ein noch nicht allzu großer Verlust und

sozial durch Unterstützung usw„ zu meistern” (aaO S„ 509
li„8p°)° Die Schwelle'von 5 V„H„ wurde jedoch in den ersten

Jahren nach dem zweiten Weltkrieg in der Bundesrepublik '

Deutschland weit überschritten; sie betrug im Höhepunkt

der Arbeitslosigkeit — Februar 1950 — 45 V„H5

Abgesehen von diesen.Erkenntnissen aus dem Bereich der

Arbeitslosigkeit hat der Große Senat in Betracht gezogen‚-
daß Teilzeitarbeitsplätze erfahrungsgemäß einem häufige—

ren Wechsel unterliegen als vollschichtige Beschäftigungebn

Andererseits begegnet ein in seiner Leistungsfähigkcit

geminderter Versicherter in seinem Bemühen um ein
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Erwerbseinkommen insofern nicht unerheblichen Schwierig—

keitenj als viele Arbeitgeber eher geneigt sein üerdena

einen gesunden Ruhegeldempfänger stundenweise zu beschäf—

tigen als eine kranke Teilzeitarbeitskraft:=
auf die in der

Ausgestaltung des Arbeitsplatzes und im Ablauf der Beschäf—

tigung in mancherlei Hinsicht Rücksicht genommen werden muß„

Auf Grund der vorstehenden Überlegungen ist der Große Senat
zu dem Ergebnis gelangt? daß einem Versicherten der Abeits—

markt praktisch.verschlossen ist? wenn das Verhältnis der im

Verweisungsgebiet vorhandenen' für deanersicherten in Be“

tracht 1<ommenden Teilzei tarbeitsplätze zur Zahl der Interessen—

ten für solche Beschäftigungen ungünstiger ist als_?5 : 100?

ü„h„ wenn 75\— besetzten_oder freien _ Teilzeitarbeitsplätzen

mehr als 100 Interessenten gegenübérstehen3 wobei den Interes«

senten auch die Inhaber besetzter Arbeitsplätze_zuzurechnen

sindo Diese Verhältniszahl entspricht in der in den Statistiken

für Arbeitslosigkeit üblichen Ausdrucksweise einem chhunäertw

satz von 25 (Verhältnis der Zahl der Teilzeitarbeitsuchenden

. ohne Arbeitsplatz zur Zahl aller 4 der beschäftigten und nicht
beschäftigten ; Teileeitarbéitsinteressenten)5 liegt also

außerhalb des durch die Erfahrung und eine moderne '

Nirtschaf ts- und Arbeitsmarktpolitik abgegrenzten
Bereichs

der_Arbeitslosigkeit„

Soweit es nur um die Erwerbsunfähigkeit LS° des 5 1247 RVG
geht9 ist die Feststellung? in welchem Ausmaß es geeignete

Teilzeitarbeitsplätze für einen in seiner Leistungsfähigkeit
geminderten Versicherten gibt„ enthehrlichb wenn der Vera

sicherte einen solchen Arbeitsplatz tatsächlich und nicht

_nur vorübergehend innehat und durch die von ihm ausgeübte
Erwerbstätigkeit mehr als nur geringfügige Einkünfte erzielt„
In einem solchen Falle liegt es auf der Hand? daß dem Ver--:

sicherten der Arbeitsmarkt nicht praktisch verschlossen war;

_59._.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_59._

er ist deshalb? solange ihn nicht gesundheitliche Gründe

an der Ausübung der Erwerbstätigkeit hinderna nicht er—

werbsunfähig (so bereits BSG l9„ l4?‚ l#9)4

Gleiches gilt nach der Auffassung des_Großen Senats9 wenn

ein Versicherter es ohne triftigen Grund ablehnt‚ einen

ihm angebotenen oder sonstwie zufällig bekannt gewordenen

Arbeitsplatz einzunehmen? der seiner körperlichen und '

geistigen Leistungstähigkeit entspricht„ Ein solcher Ver—

sicherter ist also selbst dann nicht erwerbsunfähig„ wenn

das zahlenmäßige Verhältnis der für ihn in Betracht kom—
menden Teilzeitarbeitsplätze zur Zahl der Interessenten

ungünstiger ist als T5 : lOO„ Dieses Ergebnis ist aus dem

allgemeinen Béchtsgrundsatz von Treu und Glauben ig3r■urx

herzuleiten, insbesondere aus dem Rechtsgedanken des 5 162

Abs° 1 BGB‚ wonach eine Bedingung‚ deren Eintritt von der

Partei? zu deren Nachteil er gereichen wiirde9 wider Treu

und Glauben verhindert wird‚ als eingetreten gilt„

Die im Verstehenden aufgestellte Regel‚ daß der Inhaber

eines geeigneten Arbeitsplatzes als nicht praktisch vom'

Arbeitsmarkt ausgeschlossen gilt& ist ausnahmsweise nicht

anzuwenden.J wenn ein Versicherter einen Arbeitsplatz nur
”vergönnungsw ise” — aus verwandtschaftlichen oder sonsti—

gen Rücksichten — innehat, ihn aber in Wirklichkeit nicht

ausfüllt„ In einem solchen Falle ist nicht ausreichend

dargetan„ daß dem Versicherten der Arbeitsmarkt öffenstehe;

hier bleibt vielmehr zu prüfen‚ in welchem Ausmaß es Teil«

‚zeitarbeitsplätze für den Versicherten gibt„

Für die Ermittlung der vorhandenen Teilzeitarbeitsplätze
bedarf noch die versicherungsrechtliche Bedeutung von Ken—

rjunkturschwankungen der Erörterung° Zuweilen wird geltend
gemacht?

es sei wegen solcher Schwankungen auf dem Arbeits—

markt praktisch nicht möglich‚ die Zahl der Teilzeite

440-
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arbeitsplätze für eine gewisse Dauer verläßlich zu er—

mitteln; es müßten deshalb? wenn ein Verwaltungs— oder

Gerichtsverfahren_längere Zeit andauerea immer nieder

neue Erhebungen angestellt werdeno Mit dieser Frage hat

sich der 120 Senat des BSG bereits in seinem Urteil
vom

_
28„ Mai 1965 (BBG 19? 147„ 149) auseinandergesetzt und
hierzu ausgeführt‚ es sei ”von normalen Verhältnisseh

auszugehen9 nicht aber z„B„ von einem vorübergehenden

Zustand extremen Mangels an Arbeitskräften? der zur Ein—
richtung von Arbeitsplätzen-mit Teilarbeit unter der Grenze

der Halbtagsarbeit führe”° Diese Betrachtungsweise hält der

Große Senat‚ wenn der angesprochene Zustand wirklich nur
Vorübergehend ist‚ im_wesentlichen für richtigo Da es um
die'Beurteilung geht5 ob ein in seiner Leistungsiähigkeit

geminderter Versicherter praktisch dauernd vom Arbeit5e

markt ausgeschlossen ist? dürfen nur solche Verhältnisse

;des Versicherten und des Arbeitsmarktes berücksichtigt

werden? die aller Voranssicht nach von einer gewissen
Dauer sind; konjunktur— und saisonbedingte Besonderheiten

müssen außer Betracht bleiben„ Dies gilt nicht nur-für die

Entscheidung über den Antrag auf Rente‚ sondern auch für

die Prüfung„ ob die wegen EU bewilligte Rente zu
entziehen

oder in eine Rente wegen BU umzuwandeln ist (S 1286 Abso l
RVO)„ Als eine ”Änderung in seinen (des Rentenempfängers}

Verhältnissen“9 die beim Vorliegen weiterer Voraussetzunw
gen die genannten Rechtsfolgen nach sich zieht? ist auch

eine Änderung im Bestand der Arbeitsplätze anzusehen„ Ein
Rénténempfänger kann bei gleichbleibendem Gesundheitszustand

beispielsweise durch die Einrichtung neuer Teilzeitarbeits—
‘plätze in die Lage versetzt werden? den bis dahin nicht eine

kommenbringend verwertbaren Rest seiner Leistungsfähigkeit

in ein mehr als geringfügiges Erwerbseinkommen umzusetzeno

iDann ist er nieht mehr erwerbsunfähig„ Auch bei der Anwendung
des 5 1286 EVO ist nur diejenige Arbeitsmarktläge maßgebend?

_ 41 _
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die eine gewisse Dauerhaftigkeit verspricht; kcnjunktun

relle oder saisonale Schwankungen rechtfertigen nicht

die Annahme einer “Änderung der Verhältnisse”„

Nach dem gegenwärtigen Stand der von der BA angestell—

ten Ermittlungen über das Vorhandensein von unterhalb—

schichtigen Teilzeitarbeitsplätzen de tet vieles darauf

hin„ daß die Zahl jedenfalls für Männer verhältnismäßig

gering sein wird„ Sie wird möglicherüeise so gering

sein‘} daß sie für alle Versicherten‚ die nicht mehr

halbschichtig arbeiten können, in der Regel den prakw

tischen Ausschluß vom Arbeitsmarkt und damit EU bedeu—

tet„ Dies wird vor allem dann der Fall sein? wenn Ver—
sicherte nicht nur der angenommenen zeitlichen Eine

schränhungen unterliegen„ sondern obendrein noch in der

Art des Einsatzes besonderer Schonung oder in der Aus"

gestaltung des ;rbeitsplatses einer bev rsugten Bed

handlung bedürfen„

Für die zahlenmäßige Ermittlung der Interessenten für

Teilzeitarbeit kommt in erster Linie die Arbeitsver»
waltung als Auskunftsquelle in Frage„ Abgesehen von
den bei ihr eingehenden Stellensuchen stehen ihr die'

‘Repräsentativerhebungen des Statistischen Bundesamtes

zur Auswertung zur Verfügung (Schreiben des Instituts

für Arbeitsmarkt— und Berufsforschung vom 22° August

1969 S; 2 bis 5)„ Da es sich bei den in ihrer Lei—

stungsfähigkeit geminderten Teilzeitarbeitsuchenden

in der Hauptsache um Bezieher von Rente wegen EU und

von Altersruhegéld sowie um Rentenantragsteller han»

delt (tgl°
o„ao Schreiben vom 22° August 1969 SD 53

Ziff„ 4 Buchst„ a)‚ dürften auch die Rentenversiche—
rungeträger über deren Zahl weitgehend unterrichtet

sein„ Wieviel Altersruhegeldempfänger sich hierunter

_ 42 „
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befinden? wird allerdings besonders ermittelt werden müssen?

weil sie versicherungsfrei und deshalb bei den Versicherungs—

trägern nicht ohne weiteres — allenfalls im Zusammenhang mit

der Entrichtung von Beitragsanteilen des Arbeitgebers [@ 1586
EVO) — als Teilzeitbeschäftigte oder Interessenten erfaßt sind„

Die Ermittlungen werden jedoch nicht umfassend sein müssen?

sich vielmehr auf Repräsentativerhebungen beschränken könneno

III

Für die Beurteilung‚ auf welches räumliche Arbeitsfeld ein Ver—

sicherter verwiesen werden kann, ist von Bedeutung} daß in kei—

ner Gosetzesformulierung der Vergangenheit und der Gegenwart?

in der die Rentengewährung‘von dem Hégfall oder der Minderung

der Fähigkeit abhängig gemacht.wirdg durch Ausübung von Tätign

keiten SiL Entgelt zu erwerben? das Arbeitsfeld in räumlicher

Hinsicht irgendwie eingeschränkt ist„ Deshalb kommt es grunda

sätzlich nicht darauf an? wo sich die Arbeitsplätze für Ver"
weisungstätigkeiten befinden° während das BMA in seiner Recht—

sprechung eine'Verweisung über den örtlichen Bereich hinaus

grundsätzlich gebilligt hat? war es zunächst zurückhaltend

gegenüber einer Verweisung über ein_Hirtschaftsgebiet hinaus„

Diese.Rechtsprechung beruhte darauf? daß in einigen Gesetzes”

formulierungen darauf abgestellt war? was eine Vergleichsperson

“in derselben Gegend” verdienen konnte„ Diese Ausdrucksweise

ist jedoch zu Unrecht mit der räumlichen Verweisungsmöglichkeit

in stammenhang gebracht werden; sie war nur für die Frage nach

dem möglichen Verdienst von Bedeutungo Während das EVA in seinen
Revisidnsentscheidungen Nr° 1108 (AN 19043 555) und Nr„ l245

(AE 1906() 2??) noch.die Auffassung vertreten hat? daß der Ver—
sicherte auf Arbeitsgelegenheiten ”derselben Gegend“ im Sinne

eines räumlichen Gebiets? innerhalb dessen für gleichartige

Arbeiten gleiche Lohnbedingungen herrschten‚ verwiesen werden
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könne; ist es in seiner Revisionsentscheidung Nr„ 1411 {E.

1909, 502) wesentlich weiter gegengen„ Es hat ausgesp10ehem1„

daß die Unmöglichkeit für einen Versicherten; an seinen bis

herigen Wohnort oder dessen näherer Umgebung Arbeit zu fin—

.den‚ für seine Erwerbsfähigkeit ohne Einfluß sei; vielmehr

sei dem Versicherten zuzumuten‚ durch Pendeln einen ‘rlgeit _—
platz zu erreichen oder an einen anderen Ort umzuzieheno

Das RVA hat also in dieser Entscheidung den Versicherten
grundsätzlich aui des Arbeitsfeld des gesamten Staat

tes verwiesen" Das BSG hat an dieser Auffassung festg

halten, indem es das täg liche Pendeln oder einen U„zu_é;

grur -dsätzl ieh_als zumutbar angesehen hat (SozR ■r„ El su

@ läd6 RVO)„-Bei der Mobilität der modernen Industriegesell—

schaft; der inner stärkeren Anpassung der Lehensv?rhältm

1isse innerhalb des gesamten Staatsgebietes„ vor allem aber

den außerordentlich verbes501 ten Verl ehrsverhältnis sen trägt

‘der Große Senat. keine Bedenken, dieser Rechtsprechung zu
folgen„ Ein Versichert er muß sich somit grundsätzlich auch

auf solche Tätigkeiten verweisen lassen„ die er nur im'Uege

des täglichen Pendelns, des Wochenendpendelns oder.erst

nach einem Umzug en jedweden anderen Ort in der Bundesre—

publik Deutschland ausüben kenne

Allerdings gibt es Ausnahmesachverhalte3 bei deren Vorliegen

insbesondere aus
sozialen Gründen das Uechenendpendeln oder

der Umzug,-auszuschließenlsind° Bei den Teilzeitbeschäfti—

gungen kommt zu
den ohnehin bestehenden allgemeinen Br—

schwerhissen und besonderen Kosten des Pendelns und des

Umzugs hinzu; daß der Versicherte mit einer solchen Tätigw

keit nur ein Teilarbeitsentgelt erwerben kenn„ Der 12„Senet
._des BSG hat deshelh in seinem Urteil vom 280 Mai 1965 {BBG

19, l47) einem Versicherten der nur noch drei Stunden täg—

lich arbeiten kann weder das Uechenendp endeln mit der uureh

üie ÖOPPGlÜG.H3USh31ÜIÜhrun5 erhöhten Unkosten noch den mit
besonderen Erschwernissen und Unkosten verbundenen Umzug

.L_LJ1
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zu%emutet; weil diese Erschwernisse und Unkosten in_keinem

erträglichen Verhältnis zu der geringen Verdienstmö%lichkeit

stehen° In solchen Fällen-hat das.B8G lediglich eine Verweie

_sung äuf Tätigkeiten für zulässig erklärt die im Jege des_

tä%lichen Pendelns ausgeübt werden könneno Diese Becht—

sprechung billigt der Große Senat„ Kann ein Versicherter

indessen noch halbschichtig bis weniger als vollschichtig

arbeiten5 so liegt in der Regel kein_von dem Grundsatz der
Verweisbarkeit auf das gesamte Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland abweiöhender Ausnahmefell vor; denn die halb—

schiehtige bis unter vollschichtigé Erwerbstätigkeit führt

zu einem? wenn_auch nicht vollen‚ so doch zu einem verhält■'

nismäßig erheblichen Entgelt Immerhin sind im Bereich der_

halbenhiChtigén bis untervollschiehtigeh au1%keiten in"

einem größeren Ausmaß als bei vollschichtigen Tätigkeiten

Ausnahmen? insbesondere aus sozialen Gründen? denkbäro

Darüber hinaus wird man bei diesen TeilneitbeSChäftigungen

1n_Erwägung ziehen miissen7 dem Versicherten aus Rehabilitaé=

tionemittéln der RenténversiCherungsträger die Kosten für
das Suchen-eines Arbeitsplattes an einem anderen Ort und

die Kosten des Umzugs zu
ersetzenirßächrangig können auch

Förderungemaßnahmén der BA nach 55 55 ff und 56 ff des Are

.beitsförderungsgesetzes (AFG) in Betracht kommen°

IV

‚Die Frage? ob es zulässig'ist? die Ermittlungen über das

Vorhandensein von Arbeitsgelegehheiten auf Anfragen-en die

‚Arbeitsverwaltung zu.beschränkeng‘konnte der Große Senat

‚nicht mit einem schlichten Ja oder Nein beantworten° Geht

es um den Rentenanspruch eines Versicherten? der halbschichw
tig bis unter vollschichtig arbeiten kann und somit in der?

Regel auf des Arbeitsfeld der %esemten Bundesrepublik Deutsch—

land verweisbar ist„ so bieten sich vorweg die für das gesamte
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Bundesgebiet vorliegenden statistischen-Unterlagen als

Erkenntnisquellen für das Vorhandensein von Teilzeit—

arbeitsplätzen an„ Nach den bisherigen Erfahrungen eignen

sich hierfür wegen der Lückenhaftigkeit der übrigen sts“

tistischen Unterlagen mit gewissen Vorbehalten die auf

Grund eines Hikrozensus hochgerechueten Zahlen„ Sind sie

unergiebig, so empfiehlt'sich eine Anfrage bei der BA als

der für das Arbeitsfeld des gesamten Bundesgebiotes zu—
ständigen Stelleo Auskunftsersuchen an das örtlich zu—

ständige Arbeitsamt kommen in Betracht? wenn ein Ver—

sicherter nur auf das Arbeitsfeld seines Uehnortes oder

dessen näherer■ täglich zu erreichender Umgebung ver—

weisbar ist„ Dies bedeutet jedoch nicht? daß sich die

Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit mit diesen Auskünften

stets zufriedengeben müssen oder auch nur dürfeno Sie

haben den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen„
wobei das Ausmaß der Aufklärung und die Wahl der Beweis—

mittel in ihr pflichtgemäßes Ermessen gestellt sind und

weitgehend vom Einzelfall abhängenn Hiernach ist es nicht
allgemein zulässig„ kann aber im Einzelfall ausreichenD

die Ermittlungen über das Vorhandensein von Teilzeitw
arbeitsplätzen auf Anfragen an die Arbeitsverwaltung zu

beschränken„ Wenn z„B° die Arbeitsverwaltung positive

Angaben über Teilzeitarbeitsplätze macht und das Gericht

Veranlassung hat.} diese Angaben als fundiert und er—
schöpfend anzusehenj so wird die eingeholtc Auskunft ge—
niigen° Fällt diese dagegen negativ oder lückenhaft aus

und besteht ein hinreichender Anhalt dafiirD daß andere

Behörden, Organisationen oder sonstige Stellen zuverm
lässigere Auskünfte ert ilen können‚ so muß von dem
Gericht verlangt werden? daß es die in Betracht kommenden
Erkenntnisquellen ausschöpfta
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V

Aus den bisher vorliegenden Zahlen über Teilzeitarbeits—

kräfte und Teilzeitarbeitsplätze ergeben sich bei der

Beu.rteilung der EU nach 5 124? .fibs° 2 BVG für die Gerichte

bestimmte Anhaltspunkte? von denen sie ausgehen können?

fe ].ls nicht im Einzelfall Besonderheiten zu beachten sind.„

Im Beschluß vom heutigen Tage in Sachen Maaß °/Ü'LVA Berlin

„ GS 4/69 — hat der Große Senat unter C V Anhaltspunkte für

die Beurteilung der EU nach 5 1246 Abso 2 EVO gegeben° Danach
sind diejenigen Versicherten? die aus gesundheitlichen Gründen

“'“llch nur noch weniger als halbschichtig arbeiten köonneng
grundsätzlich oerufsunfähig (C V 1)„ Dagegen sind diejenigen

Vo:oicherten‚ die noch halbschichtig bis unter vollschi c.tig

are oiten können in der Regel nicht oerufsunfähig (C V
2

a)?

Wobei allerdings für diejenigen dieser Versicherten3 die

"ai‘3er den zeitlichen auch noch sonstigen erheblichen Einsatz—

beschränkungen unterliegen,3 etwas anderes gilt Deus sind ein»

me. diejenigen Versichertenj die aus gesundheitlichen Gründen

ge ri US oder duantitatsmäßig keine der Teilzeittätie keit

ents spr chenden Normalleistungen erbringen können und zum

andei en diejenigen‚ die nur noch unter Bedingungen arbeiten

können? die von den betriebsüblichen Aroeitsbedingungen er_

heblich abweichen (0 V 2 b? aa)„ Außerdem sind es diejenigen

dieser Versicherten? die aus gesundheitlichen Gründen nicht

L-
.i J—;;—‘-

ud.

auf den uneingeschränkten allgemeinen Arbeitsmarkt‚ sondern

nur auf einen stark eingeschränkten Teil desselben verwiem

sen werden können (0 V 2 b bb)o Darüber hinaus ist in dem

o„a° Beschluß dem Gesetzgeber anheimgegeben worden? zu '

prüfen? ob das vorzeitige Altersruhegeld arbeitslosen Teil“

zeitarbeitskräften schon zu einem rüheren Zeitpunkt als

eher 5esotzl ich vorgesehen gewährt werden sollte° Diese
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Grundsätze gelten auch bei der Prüfung der EU„

Bei dieser Prüfung ergibt sich daher folgendes:

1) Bei denjenigen Versicherten? die aus_gesundheitlichen

Gründen noch halbschichtig bis unter vollschichtig

täglich arbeiten können, ist der Versicherte? falls

-er nach den maßgebenden Anhaltspunkten zu C V 2 des

o„a„ Beschlusses nicht berufsunfähig ist7 auch nicht
erwerbsunfähig° ISt der Versicherte dagegen nach diesen
Änhaltspunkten berufsunfähig, so wird er nach den in—

soweit auch hier maßgebenden Anhaltspunkten zu C V 2

des o°a„ Beschlusses in der Regel auch erwerbsunfähig

sein„ Da auch derjenige Versicherte, dessen bisherige
Tätigkeit ein Lehrberuf oder gleichgestellter Beruf ist

(Vgla C V 5 des oben angeführten Beschlusses)j bei An“

wendung des @ l247 Abs° 2 EVO — anders als bei inten—

dung des 5-l246 Abs„ 2 EVO — grundsätzlich auf das

allgemeine Arbeitsfeld verwiesen werden kann? sind auch
hier die in C V 2 des oben angeführten Beschlusses „C„

gebenen Anhaltspunkte maßgebendo

2) Diejenigen Versiéherten‚_die
aus gesundheitlichen

Gründen nur noch zweistündig bis unter halbschichtig

täglich arbeiten können? sind nach den in C V 4 des oben

angeführten Beschlusses angezeigten Anhaltspunkten he—

rufsuni‘ähig° Es fragt sich nun, ob_sie darüber

hinaus erwerbsunfähig sind.

Diese Teilzeitarbeitskräfte unterscheiden sich von
denjenigen; die noch halbschichtig bis unter voll—
schichtig arbeiten können‚ dadurch‚ daß ihnen praktisch
Teilzeitarbeitsplätze nur in Klein— und Kleinstbe—

trietcn sowie in HauShalten zur Verfügung stehen„ Denn

andere Betriebe pflegen in der Regel keine Arbeits—

kräfte einzustellen‚ die nur noch weniger als halb—

schichtig arbeiten können? weil durch sie der normale
Betriebsablauf besonders-stark gestört wird und noch
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weitere zusätzliche Betriebs? und Verwaltungskosten ent—
stehen° Dies führt dazu? daß es für Teilzeitarbeitskräfte9
die nur noch weniger als halbschiehtig arbeiten können? in

ganz besonders starkem Maße mehr oder weniger vom Zufall

abhängtj ob sie einen solchen Arbeitsplatz finden5 da das
'Arbeitsamt und der Versicherte wegen der großen Zahl der

Klein— und Kleinstbetriebe und der Haushalte keinen aus«

reichenden Überblick über die entsprechenden Teilzeitar—

beitskräfte und Teilzeitarbeitsplätze haben könneno Wenn

auch die Tatsache‚ daß es Teilzeitarbeit gibt? dem Gesetz“

gebcr des @ l2@7 EVO nicht unbekannt gewesen sein dürfte?

so kann man doch annehmenj daß er die besonders starke

Problematik der weniger als halbschichtigen Teilzeitar—

heiten nicht erkannt hat‚ zumal es nach bisherigen Recht

auf diese Art von Teilzeitarbeit nicht ankam; denn nach

bisherigen Recht war ein Versicherter‚ der nur noch we—

niger als halbschichtig arbeiten konnte? ohne weiteres
invalide bzw„ berufsunfähiga Wenn der Gesetzgeber die

besonderen Schwierigkeiten gekannt hätte? die einer Er—

fassung dieser Téiizeitarbeitsplätze entgegenstehen5

würde er wohl für diese Teilzeitarbeitskräfte in 5'1247

Abs„ 2 EVO eine ähnliche Regelung getroffen haben? wie

er sie für Arbeitskräfte getroffen hat? die eine Er—

werbstätigkeit in gewisser Regelmäßigkeit nicht mehr

ausüben können„ Da er in 5 1247 Abs° 2 RVG diese letzte
Gruppe von Versicherten ohne weiteres als erwerbsunfähig

behandeltj kann man annehmenj daß er dies auch bei der

Gruppe derjenigen getan haben würde? die nur unter halb—

schichtige Teilzeitarbeit verrichten können„ Die Ver—

sicherten$ die nicht mehr regelmäßig arbeiten können5
haben nicht etwa wegen ihres geringen Einkommens eine

besondere Vergünstigung in @ 1247 Abs„ 2 EVO erfahren;
_denn die Geringfügigkeit des Einkommens ist ohnedies als

besonderer Grund für die Annahme der EU normiert° Vielmehr

kann der Grund für die besondere Vergünstigung nur der ge—
wesen sein% daß dieser Personenkreis'nicht leicht einen
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echenden Arbeitsplatz findet oder eine entsprechende

t n cht leicht wieder findet und daher‚.!jeweils
_

der L bensunterhalt eines solchen Versicherten nicht als

genügend gesichert angesehen werden kann„ Ähnlich liegen

aber auch die Verhältnisse bei denjenigen Versicherten, die

nur noch weniger als halbschichtig Teilzeitarbeiten verrich—

ten können, weil auch bei ihnen die Möglichkeit, einen Ar—

beitsplatz zu finden, besonders erschwert ist(: Auch diese

Tätigkeiten bieten keine sichere Grundlage für den Lebens—

unterhalt des Versicherten, es sei denn, daß das Arbeits—

amt oder der Versicherungsträger dem Versicherten einen

solchen Arbeitsplatz angeboten hat, gleichgültig, ob er von
diesem Angebot Gebrauch gemacht hat, oder daß er anderweitig

einen sOlchen Arbeitsplatz — nicht nur vergönnungsweise „
erhalten hat°

Allerdings werden die Gerichte, wenn sich besondere Anhalts—
punkte ergeben, zu prüfen haben, ob nicht für einige Tätig—

keiten oder Gruppen
von Tätigkeiten eindeutig etwas von die—

ser Regel Abweichendes gilt, Es gibt Gruppen von Tätigkeiten,

bei denen dies zutriffto Besonders gilt dies für weibliche

Eeilzeitarbeitskräfte, die gesundheitlich noch in der Lage

und beruflich fähig sind, alle Dienstleistungstätigkeiten

oder zumindest einzelne Gruppen derselben zu verrichten

(Organisations—, Verwaltungs— und Büroberufe, Handelsberufe,

Reinigungsberufe und hauswirtschaftliche Berufe)° Bei diesen

Versicherten kann „ entgegen der obigen Regel — nicht an—

genommen werden, daß ihnen der Arbeitsmarkt praktisch ver—
schlossen ist, weil die Zahl der offenen Stellen die Zahl der

diese Stellen suchenden Frauen übersteigt° Bei der VerweisUng

auf das 5rtliche irbeitsfeld können darüber hinaus örtliche

Besonderheiten zu einer anderen Beurteilung führen,

Nach 5 424? Abs, 2 BVG sind diejenigen Versicherten, die

nicht mehr als nur geringfügige Einkünfte durch Erwerbs_

tätigkeit erzielen können, erwerbeunfähig° Nach der
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EntScheidung des 129 Senats des BSG vom28° Mai 1965
(BSG 195 147) sind Einkünfte in diesem Sinne als gering"

fügig anzusehen? wenn sie niedriger sind als ein Fünftel

des d rchschnittlichen Bruttetariflehns eines körperlich

und geistig gesunden Versicherten mit ähnlicher nusbildung

und gleichwertigen Kenntnissen und Fähigkeiten„ An dieser

Rechtsprechung wird festgehaltenc Praktisch bedeutet dies?

daß Versicherte„ die nur noch weniger als zwei Stunden

täglich arbeiten können? stets9 also auch ohne Rücksicht

darauf? ob sie einen entsprechenden Arbeitsplatz innehaben?

erwerbsunfähig sind„
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